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Zusammenfassung 
 
Jeder zehnte Paarhaushalt hat eine weibliche Haupteinkommensbezieherin. Werden allein 
erziehende Frauen mit berücksichtigt, dann ergibt sich, dass in rund 18 Prozent aller Mehr-
personenerwerbshaushalte eine Frau hauptsächlich oder allein die Familie ernährt. Bei Fa-
milienernährerinnen handelt es sich um eine heterogene Gruppe von Frauen, denen ge-
meinsam ist, dass sie in voller Verantwortung den Lebensunterhalt für sich, ihre Kinder und 
ggf. ihren Partner erwirtschaften. Jedoch ist die weibliche Familienernährerin mehrheitlich 
kein Pendant zum männlichen Familienernährer „mit umgekehrten Vorzeichen“. Stattdessen 
ist davon auszugehen, dass es sich vielfach um schwierige und fragile Arrangements han-
delt. Frauen „ernähren“ nicht zu den gleichen Bedingungen wie Männer dies tun. Sie erlan-
gen den Status häufig unfreiwillig und versorgen die Familie teilweise unter prekären Bedin-
gungen, weil sie in der Regel weniger Geld verdienen. 31 Prozent der Familienernährerinnen 
(aber nur 4% der Familienernährer) verdienten 2007 bis 900 EUR monatlich. Ist der Status 
Folge der Arbeitslosigkeit des Mannes oder seiner geringen Erwerbseinkünfte, treten häufig 
noch Konflikte mit den Geschlechterrollenidentifikationen beider Partner hinzu. Familiener-
nährerinnen sind nicht selten von einer Belastungskumulation betroffen, da sie in den aller-
meisten Fällen neben ihrem Haupteinkommensbezug gleichzeitig weiterhin die Hauptver-
antwortung für die familiale Fürsorgearbeit tragen. 
 
Daneben hat sich auch eine kleine Gruppe von Familienernährerinnen entwickelt, die durch 
hohe Qualifikation und dementsprechende Arbeitsmarktposition, in Absprache mit ihrem be-
wusst beruflich weniger stark orientierten Partner, neue, bisher noch ungewöhnliche Ge-
schlechterarrangements leben. 
 
Die deutsche Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik, die gegenwärtig mit einer inkonsistenten Mi-
schung von Regelungen und Leistungen teilweise am Bild des männlichen Familienernäh-
rers, teilweise an einem gleichberechtigten Zweiverdienermodell anknüpft, ist auf diese neu-
en Familienkonstellationen bisher nicht adäquat eingestellt. Am Beispiel der Gruppe von 
Familienernährerinnen wird sehr deutlich, wie groß der gleichstellungs- und sozialpolitische 
Reformbedarf ist. 
 
Gegenüber dem (männlichen oder weiblichen) Ernährermodell weisen egalitäre Einkom-
menskonstellationen von Paaren deutliche Vorteile auf. Sie eröffnen beiden Partnern Partizi-
pations- und Entfaltungschancen, sind mit höheren Einkommen und gesteigerten Zufrieden-
heitswerten verbunden. 
 
Zur Förderung eines gleichberechtigten Geschlechtermodells müssten die aktuell bestehen-
den, widersprüchlichen sozialpolitischen Signale beseitigt und eigenständige Ansprüche je-
der Frau wie jedes Mannes an die Stelle abgeleiteter Ansprüche gesetzt werden. Daneben 
gilt es, die institutionellen Rahmenbedingungen für Kinderbetreuung und andere Formen der 
Fürsorgearbeit adäquat zu gestalten, Mädchen und Jungen Kompetenzen zur eigenverant-
wortlichen Lebensführung zu vermitteln und sie auf ein breiteres Spektrum an Rollenoptio-
nen vorzubereiten. 
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Angesichts der faktischen Verantwortungsübernahme von Frauen als Familienernährerinnen 
für den Lebensunterhalt der ganzen Familie kommt es insbesondere darauf an, die Erwerbs- 
und Einkommenschancen von Frauen zu verbessern. Hierzu sind sowohl Maßnahmen des 
Gesetzgebers, der Tarifvertragsparteien als auch der betrieblichen Akteure erforderlich, um 
generell berufliche Gleichstellung der Geschlechter, insbesondere Entgeltgleichheit sowie 
gleiche Aufstiegschancen, zu erreichen.  
 
Über allen konkreten Einzelvorschlägen steht als grundsätzliche Anforderung, ein neues 
Leitbild in Deutschland zu verankern und dieses sozial-, familien- und arbeitsmarktpolitisch 
entsprechend zu rahmen: das Leitbild des bzw. der ErwerbstŠtigen mit FŸrsorgeaufgaben im 
Lebensverlauf. Dabei geht es nicht darum, Frauen wie Männer bzw. Mütter und Väter gleich-
zeitig über den gesamten Erwerbs- und Lebensverlauf hinweg vollzeitig in Erwerbsarbeit zu 
integrieren und Fürsorgeaufgaben weitgehend an gesellschaftliche Institutionen zu delegie-
ren. Vielmehr sollen beide Geschlechter die Option haben und entsprechende Rahmenbe-
dingungen dafür vorfinden, ihre Erwerbsaufgaben mit ihren Fürsorgeaufgaben vereinbaren 
zu können, ohne dass es dadurch zu gravierenden beruflichen, einkommens- oder rentenbe-
zogenen Nachteilen für sie kommt. 
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0. Vorbemerkungen  
 
Das vorliegende Policy Paper entstand im Rahmen einer Arbeitsgruppe im Kontext des vom 
BMFSFJ initiierten, durch das MPI für ausländisches und internationales Sozialrecht, Mün-
chen, koordinierten Projektzusammenhangs „Was kommt nach dem Ernährermodell“. Basis 
für die Inhalte und Vorschläge des vorliegenden Policy Papers sind in erster Linie die Ergeb-
nisse von zwei durch die Autorinnen durchgeführten Forschungsprojekten. Diese wurden im 
Rahmen eines Workshops mit ausgewählten ExpertInnen diskutiert und vertieft sowie durch 
verschriftlichte Kurzexpertisen einiger ExpertInnen weiter ausgearbeitet und ergänzt. Im Ein-
zelnen liegen dem vorliegenden Policy Paper (neben der im Literaturverzeichnis am Ende 
des Dokuments aufgeführten Literatur) damit die folgenden Quellen zugrunde: 
 

1. Bisher unveröffentlichte Ergebnisse des Forschungsprojektes „Flexible Familiener-
nährerinnen. Eine Studie zur Entwicklung von Arbeitsbedingungen und Geschlechter-
verhältnissen in Westdeutschland“, Universität Duisburg-Essen, Leitung: Prof. Dr. Ute 
Klammer, Projektmitarbeiterinnen: Sabine Neukirch, Dagmar Weßler-Poßberg (gefördert 
durch die Hans-Böckler-Stiftung, zitiert als „Projektbericht Westdeutschland“). 

 
2. Bisher unveröffentlichte Ergebnisse des Forschungsprojektes „Flexible Familiener-
nährerinnen. Prekarität im Lebenszusammenhang von ostdeutschen Frauen?“, WSI in 
der Hans-Böckler-Stiftung, Leitung: Dr. Christina Klenner, Projektmitarbeit: Svenja Pfahl, 
Katrin Menke/SowiTra Berlin. 

 
3. Klenner, Christina/Klammer, Ute: Weibliche Familienernährerinnen in West- und Ost-
deutschland – Wunschmodell oder neue Prekarität?, in: Bundesministerium für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend/Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales 
Sozialrecht (Hrsg.): Rollenleitbilder und –realitäten in Europa: Rechtliche, ökonomische 
und kulturelle Dimensionen. Dokumentation des Workshops 20. – 22. Oktober 2008, 
Forschungsreihe Band 8, Nomos-Verlag: Baden-Baden 2009, S. 62-84. 

 
4. Brehmer, Wolfram/Klenner, Christina/Klammer, Ute: WSI Diskussionspapier Nr. 170, 
Wenn Frauen das Geld verdienen – eine empirische Annäherung an das Phänomen der 
‚Familienernährerin‘, Düsseldorf, Juli 2010. 

 
5. Ergebnisse des Workshops des Max-Planck-Instituts für ausländisches und internati-
onales Sozialrecht: „Frauen als Ernährerinnen der Familie: politische und rechtliche Her-
ausforderungen“ am 04. Mai 2010 in Essen, Wissenschaftliche Leitung: Prof. Dr. Ute 
Klammer & Dr. Christina Klenner. 

 
6. Ergebnisse der gemeinsamen Fachtagung von DGB-Bundesvorstand, BMFSFJ und 
Hans-Böckler-Stiftung: „Wer ernährt die Familie? Vom Bedeutungszuwachs des weibli-
chen Erwerbseinkommens“ am 15. Juli 2010 in Leipzig. 

 
7. Acht Kurzexpertisen zum Thema (angefertigt für das vorliegende Policy Paper zwi-
schen Mai und August 2010): 

 
¥ Arbeitsmarkt und Betriebe als Akteure. Handlungs- und Gestaltungsvorschläge zu 

‚Frauen als Ernährerinnen der Familie‘ (Dr. Karin Jurczyk) 
 
¥ Frauen als Ernährerinnen der Familie. Politische und rechtliche Handlungsanfor-

derungen (Dipl.-Soz. Brigitte Loose) 
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¥ Generative Entscheidungen des wissenschaftlichen Personals und die Prekarisie-
rung der Beschäftigung an Universitäten (Prof. Dr. Sigrid Metz-Göckel) 

 
¥ Kurz-Expertise zum Forschungsprojekt ‚Frauen als Familienernährerinnen‘ (Prof. 

Dr. Uta Meier-Gräwe) 
 
¥ Männer in non-traditionalen Familien- und Geschlechterarrangements (Prof. Dr. 

Michael Meuser) 
 
¥ Familienernährerinnen: Arbeitsbedingungen und Arbeitsrecht (Dr. Anja Schle-

wing) 
 
¥ Kurzexpertise: Welche gesetzlichen Regelungen und Leitbilder werden berührt – 

oder reformbedürftig – wenn Familienmodelle vielfältiger werden und mehr Frau-
en zu Ernährerinnen ihrer Familie werden? (Dipl.-Jur. Maria Wersig) 

 
¥ Statement Familienernährerinnen (Prof. Dr. Christine Wimbauer) 

 
 
1.  Einführung 
 
In diesem Papier wird eine Personengruppe in den Blickpunkt gerückt, die bislang wenig 
Aufmerksamkeit erhalten hat: erwerbstätige Frauen, die die Haupteinkommensbezieherinnen 
in ihren Familien sind. In Anlehnung an englischsprachige Debatten über „female breadwin-
ners“ bezeichnen wir sie als weibliche Familienernährerinnen1. Sie tragen mit ihrer Er-
werbsarbeit den Hauptteil zum gemeinsamen Haushaltseinkommen bei und „ernähren“ damit 
– ganz im Sinne des bislang männlich geprägten Begriffsverständnisses – sich selbst und 
ihre Familienangehörigen. 
 
Wesentlich geläufiger ist dieses Phänomen bisher im Zusammenhang mit dem männlichen 
Familienernährer. In der traditionellen Rollenverteilung ist es der Mann, der im Haushalt als 
„Familienernährer“ fungiert und das in Marktgesellschaften lebensnotwendige Geldeinkom-
men erwirbt. Er ist es, der als „Ernährer“ für die finanzielle Lebensgrundlage der Familie 
sorgt, während die Frau traditionell in erster Linie für Haushalt und Familie zuständig ist.  
 
Dieses Modell des mŠnnlichen Familienernährers ist in Deutschland und vielen anderen 
Ländern allerdings auf dem Rückzug (vgl. Leitner/Ostner/Schratzenstaller 2004, Gor-
nick/Meyers 2005). Frauen erwerben immer häufiger ein eigenes Erwerbseinkommen und 
sichern in wachsender Zahl ihre Lebensgrundlage auch in finanzieller Hinsicht selbst. Dass 
verheiratete Frauen dauerhaft gar nicht arbeitsmarktaktiv sind, sondern ihre unbezahlte Fa-
milienarbeit in die Ehe einbringen und dafür gewissermaßen „im Austausch“ einen Teil vom 
Geldeinkommen des Mannes für ihren Lebensunterhalt erhalten (vgl. Berghahn 2004), ist 

                                                
1 In der englischsprachigen Literatur wird der Terminus „female breadwinners“ gebraucht (vgl. u.a. 
Bloemen/Stancanelli 2007). Ob der Begriff Familienernährerinnen schließlich Bestand haben wird, 
oder ob es besser ist, nur von Haupteinkommensbezieherin zu sprechen, muss die soziologische 
Debatte zeigen. Denn der Begriff Familienernährerin assoziiert einen qualitativen Bezug zum männli-
chen Familienernährermodell, der inhaltlich erst zu klären ist. In diesem Papier werden die Begriffe 
Familienernährerin und Haupteinkommensbezieherin synonym verwendet. 
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heute in Deutschland nicht mehr die Regel. 2007 basierte für 38% der westdeutschen und 
sogar nur 19% der ostdeutschen Frauen der überwiegende Lebensunterhalt auf dem Ein-
kommen von Familienangehörigen (Mikrozensus 2007). 2008 bestritten 64% der Frauen 
zwischen 27 und 59 Jahren ihren Lebensunterhalt durch eigene Erwerbstätigkeit, das sind 8 
Prozentpunkte mehr als vor zehn Jahren (1998: 56%, Statistisches Bundesamt 2010). 
 
Jeder zehnte Paarhaushalt (10,3%)2 wird von einer weiblichen Familienernährerin versorgt 
(wobei der Einkommensanteil der Frau unserer Definition zufolge mindestens 60% beträgt)3. 
Der Anteil ist in Ostdeutschland mit 15,2% deutlich höher als in Westdeutschland (9,3%). 
Werden alleinerziehende Familienernährerinnen mitberücksichtigt, steigt der Anteil an Fami-
lienernährerinnen insgesamt auf 18% aller Mehrpersonenerwerbshaushalte4 für das gesamte 
Bundesgebiet (SOEP 2007, Brehmer/Klenner/Klammer 2010: 22f.). Die Anzahl von Ein-
Eltern-Familien mit weiblichem Familienvorstand wird voraussichtlich zukünftig nicht zurück 
gehen. Dafür sprechen sowohl die anhaltend hohen Scheidungszahlen als auch die wach-
sende Zahl von Familien, in denen die Mütter den Status „allein erziehend von Geburt an“ 
inne haben.  
 
Das Phänomen, dass Frauen verstärkt als Familienernährerin fungieren, hat es in Deutsch-
land auch schon in früheren Phasen gegeben (etwa nach dem zweiten Weltkrieg) – es ist 
also historisch nicht völlig neu. Verschiedene Studien haben zudem darauf aufmerksam ge-
macht, dass Frauen auch im Rahmen der transformationsbedingten Umbrüche in Ost-
deutschland vermehrt zu „Familienernährerinnen“ wurden (Kolinsky/ Nickel 2003, Völker 
2004). Auch in anderen Ländern ist das Auftauchen von „female breadwinners“ (weiblichen 
Ernährerinnen) konstatiert und analysiert worden (Brennan/Barnett/Gareis 2001, Dra-
go/Black/Wooden 2005, Bloemen/Stancanelli 2007, Meisenbach 2009). In den USA wurde 
der Anteil von Familienernährerinnen für 2004 mit einem Viertel (Drago et al. 2005) bis zu 
einem Drittel (Pappenheim/Graves 2005) angegeben. In Frankreich hat jeder sechste Haus-
halt eine Frau als Haupteinkommensbezieherin (Bloemen/Stancanelli 2007). 
 
Ein grundlegender Unterschied zum männlichen Familienernährer-Status liegt darin, dass 
mit dem Status als weibliche Familienernährerin besondere Risiken, Belastungen und Unsi-
cherheiten für die einzelne Frau als auch für ihre Familien verbunden sein können (vgl. 
Klammer/Neukirch/Wessler-Poßberg, Projektbericht Westdeutschland). Diese seien an die-
ser Stelle nur kurz angerissen, bevor auf einzelne Aspekte im weiteren Verlauf des vorlie-
genden Policy Paper vertieft eingegangen wird. 
 

                                                
2 Erwerbshaushalte mit mindestens einer Erwerbsperson, das heißt, reine Rentnerhaushalte wurden 
ausgeklammert. 
3 Wir gehen davon aus, dass von „Familienernährer/innen“ nur dort gesprochen werden kann, wo die 
entsprechende Person deutlich mehr als die Hälfte des persönlich zurechenbaren Haushaltseinkom-
mens erwirtschaftet. Hiervon abzugrenzen sind z.B. Paare, die das Haushaltseinkommen etwa zu 
gleichen Teilen erwirtschaften („egalitäre Haushalte“).  
4 Hierbei ist der Wechsel der Bezugsbasis zu beachten: Mehrpersonenerwerbshaushalte sind alle 
Haushalte mit mehr als einer Person, in denen wenigstens eine Erwerbsperson lebt, also Paar-, Fami-
lien- und Alleinerziehendenhaushalte, aber keine Single-Haushalte. 
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1. Der Lebensstandard in Paarhaushalten mit Familienernährerin hängt zu einem be-
trächtlichen Teil vom weiblichen Einkommensbeitrag ab. Auf Grund des generellen 
Gender-Pay-Gaps in Deutschland sowie kürzerer Arbeitszeiten von Frauen stehen 
Familienhaushalten mit einer Familienernährerin durchschnittlich geringere Haus-
haltseinkommen zur Verfügung als etwa Familienhaushalten mit männlichen Famili-
enernährern oder Paaren mit egalitärer Erwerbskonstellation (Klenner/Klammer 2009, 
Brehmer et al. 2010, Projektbericht Westdeutschland – vgl. Fußnote 3). Damit stellt 
sich das Problem, dass das Einkommen, welches die Familienernährerin nach Hause 
bringt, häufig unzureichend ist, um die Familie vollständig zu ernähren und die Ab-
hängigkeit von (aufstockenden) Sozialleistungen zu vermeiden. 

 
2. Der weibliche Familienernährerinnen-Status ist auch deshalb kein Pendant zum 
Status des männlichen Familienernährers, weil bestimmte Normvorstellungen hin-
sichtlich der Arbeitsteilung aus dem männlichen Ernährermodell auch dann zunächst 
ihre Geltungskraft behalten, wenn die Frau zur Haupteinkommensbezieherin wird. 
Dies bedeutet, dass familiale Fürsorgeaufgaben meist nicht von der Frau auf den 
Mann übergehen und sich die häusliche Arbeitsteilung nur graduell, wenn überhaupt, 
verändert. Das heißt, es kommt nicht zu einem Geschlechterarrangement mit „umge-
kehrten“ Vorzeichen, in welchem der weniger verdienende Mann den Großteil an fa-
milialer Fürsorgearbeit übernehmen würde (Klenner/Klammer 2009). 
Im Gegenteil: In den allermeisten Fällen kommt es in den Familien der Familiener-
nährerinnen noch nicht einmal zu einer egalitären Aufteilung von familialer Fürsorge-
arbeit zwischen beiden Partnern. Und dies, obwohl eine solche egalitäre Teilung der 
Arbeit zwischen den Partnern mittlerweile für einen gewachsenen Teil der Bevölke-
rung leitende Zielvorstellung ist: 35% der Deutschen bezeichnen die egalitäre Part-
nerschaft als persönlich präferierte Lebensform (Sinus Sociovision 2007). Das heißt, 
die Übernahme der Ernährerinnenposition durch die Frau muss nicht zwingend zu 
gewandelten Geschlechterrollen in der betreffenden Familie führen. Durch die Auf-
summierung ihrer häufig überdurchschnittlich hohen Erwerbsarbeitszeiten mit den 
gleichzeitig kaum verringerten Anforderungen im Bereich der Familienarbeit kommt 
es zu besonders hohen zeitlichen Belastungen von weiblichen Familienernährerin-
nen. 

 
3. Schließlich sind mit der Ernährerrolle des Mannes auch ein höherer Status sowie 
mehr Macht innerhalb der Beziehung für den Mann verbunden (Ferree 1990). Für 
Männer ist der Familienernährerstatus fester Bestandteil der männlichen Geschlech-
terrolle. Für Frauen ist der Status als Familienernährerin hingegen gerade nicht Be-
standteil ihrer Geschlechterrolle: Sie schätzen zwar die finanzielle Selbständigkeit, 
nicht aber unbedingt ihren Status als Familienernährerin (Meisenbach 2009, Projekt-
bericht Westdeutschland). Für viele Frauen ist das „Überflügeln“ ihres Mannes hin-
sichtlich der Einkommenshöhe kein erstrebenswertes Ziel, noch streben sie den da-
mit verbundenen Machtzuwachs in der Paarbeziehung aktiv an. Gleichzeitig kann die 
verunsicherte Erwerbsposition des Mannes zu zusätzlichen Belastungen in Paar-
haushalten mit Familienernährerin führen (Projektbericht Westdeutschland). 

  
Je nach sozialer Schicht, Milieu und familialer Lebenskonstellation kann der Status als weib-
liche Familienernährerin zu unterschiedlichen Arbeits- und Finanzsituationen für die jeweilige 
Frau führen und dann auch mit unterschiedlichen Belastungen und Zufriedenheitsgraden 
einhergehen. Dies macht eine differenzierte Analyse der Lebenssituation von Familienernäh-
rerinnen der unterschiedlichen Typen (wie bspw. ihre Unterscheidung hinsichtlich der Er-
werbsorientierung in erfolgsorientierte, verbesserungsorientierte und widerstrebende Famili-
enernährerinnen, vgl. Projektbericht Westdeutschland) unverzichtbar. 
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Frauen werden sowohl wegen hoher Qualifikation und guter Erwerbsposition zu Familiener-
nährerinnen als auch aus der Not heraus, wenn ihre Männer als Einkommensbezieher aus-
fallen. Die wenigsten Frauen streben diesen Status von vornherein aktiv und freiwillig als 
Lebensmodell an. Sie werden in den meisten Fällen vielmehr zwangsläufig und unfreiwillig 
zu Familienernährerinnen, weil ihre Partner arbeitssuchend (30%) oder nicht erwerbstätig 
(30%) sind, oder weil die Partner Teilzeit arbeiten (19%) oder auf ihrer Vollzeitstelle weniger 
als die Frau verdienen (22%). Letztgenanntes schließt auch die Partner ein, die eine Solo-
Selbständigkeit ausüben (SOEP-Auswertungen für 2007, Brehmer/Klenner/Klammer 2010: 
26). Denn überdurchschnittlich viele Partner von Familienernährerinnen sind selbständig 
tätig (14% im Vergleich zu 11% in anderen Einkommenskonstellationen) und beziehen dabei 
ein relativ niedriges Einkommen (ebd.: 31).  
 
Im Großen und Ganzen weicht die Qualifikationsstruktur der Familienernährerinnen nicht 
gravierend von der aller Frauen ab. Selbst wenn Familienernährerinnen einerseits etwas 
häufiger über einen akademischen Abschluss oder andererseits über gar keinen beruflichen 
Abschluss verfügen als Frauen aus anderen Einkommenskonstellationen (ebd.: 29f.), haben 
die meisten von ihnen doch – wie in der Gesamtbevölkerung – ein mittleres Bildungsniveau. 
Auch diese Tatsache bestätigt, dass es oft nicht die Charakteristika der Frauen allein sind, 
die sie zu Familienernährerinnen machen, sondern vielmehr der Ausfall oder die geringe 
Höhe des männlichen Einkommens. Dazu passt, dass die männlichen Partner von Familie-
nernährerinnen deutlich seltener über einen akademischen Abschluss und deutlich häufiger 
über gar keinen beruflichen Abschluss verfügen als Männer aus anderen Einkommenskons-
tellationen. 
 
Ein großer Teil der erwerbstätigen Frauen würde daher an Stelle des männlichen oder weib-
lichen „Ernährermodells“ eine Einkommens- und Paarkonstellation bevorzugen, in welcher 
beide Partner etwa hälftig zum Haushaltseinkommen beitragen. Die Befragung durch Sinus 
Sociovision (2007) für das BMFSFJ zeigt, dass jeweils ein gutes Drittel der Befragten entwe-
der in einem egalitären Familienmodell (35%) oder in einem traditionellen Zuverdienermodell 
(34%) leben will. Platz drei belegt mit 16% der gewünschten Lebensformen das traditionelle 
Ernährermodell. Eine Erwerbskonstellation mit einer Frau als weiblicher Familienernährerin 
wird hingegen am wenigsten häufig präferiert und nur von 2% der Befragten als bevorzugtes 
Lebensmodell angegeben (Sinus Sociovision 2007: 31). 
 
Gegenüber dem (männlichen oder weiblichen) Ernährermodell weisen egalitäre Einkom-
mens- und Paarkonstellationen, bei denen die Belastungen für Einkommenssicherung 
gleichmäßiger auf beide Partner verteilt sind, deutliche Vorteile auf. Sie eröffnen beiden 
Partnern Partizipations- und Entfaltungsmöglichkeiten im Beruf und sind somit dem körperli-
chen und psychischen Wohlbefinden langfristig zuträglicher. Egalitäre Konstellationen erhö-
hen angesichts des zunehmenden Erwerbswunsches von Frauen die Partnerschaftszufrie-
denheit und die Stabilität in diesen Beziehungen (vorausgesetzt, die männlichen Partner 
unterstützen den Erwerbswunsch der Frauen). Umgekehrt eröffnen egalitäre Konstellationen 
auch bessere Möglichkeiten für eine aktive oder „involvierte“ Vaterschaft (Behnke/Meuser 
2010) und tragen somit auch zu einer guten Entwicklung und Zufriedenheit der Kinder bei 
(vgl. Expertise  Jurczyk). Auch unsere eigenen Auswertungen von SOEP-Daten belegen 
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nachdrücklich, dass nicht nur die Einkommenssituation des Haushalts, sondern auch die 
Zufriedenheit der Partner insgesamt und in Bezug auf die meisten abgefragten Lebensberei-
che in Paaren mit egalitärer Einkommenserwirtschaftung durchschnittlich am höchsten liegt, 
während Einkommen und Zufriedenheit in Familienernährerinnenhaushalten im Durchschnitt 
weit dahinter zurückbleiben (vgl. Projektbericht Westdeutschland). 
 
All diese Beobachtungen legen bereits die Vermutung nahe, dass der Status als weibliche 
Familienernährerin nicht per se als innovatives oder erwünschtes Modell angesehen werden 
kann.  
 
Politischer Handlungsbedarf ergibt sich aus dem Phänomen der „Familienernährerinnen“ 
deshalb, weil sich hier eine Familienkonstellation – oder auch mehrere Familienkonstellatio-
nen – herauskristallisiert bzw. herauskristallisieren, auf die – ungeachtet ihrer steigenden 
Verbreitung – das geltende Arbeits- und Sozialrecht, aber auch die existierende Familienpoli-
tik bisher nicht adäquat eingestellt sind. Es gilt, das Recht an die inzwischen veränderte Rea-
lität von Geschlechterarrangements anzupassen, unter denen sich auch Familienernährerin-
nen befinden.  
 
Wenn vor dem skizzierten Hintergrund rechtlicher und politischer Handlungsbedarf in Bezug 
auf weibliche Familienernährerinnen diagnostiziert wird, so ist allerdings vorweg darauf zu 
verweisen, dass das Rechtssystem in Deutschland den Begriff der FamilienernŠhrerin gar 
nicht kennt. In den Gesetzen zum Arbeits-, Sozial- oder Familienrecht ist von Frauen und 
Männern die Rede, allenfalls von erwerbstätigen Frauen, oder aber von Arbeitnehmer/innen 
mit familialen Belangen – ungeachtet der konkreten Erwerbs- und Einkommenskonstellation 
zwischen den jeweiligen Partner/innen (ausführlich: vgl. die Expertisen von Schlewing und 
Wersig). Das Europäische Gemeinschaftsrecht sowie das Verfassungsrecht legen hierfür 
grundlegende Vorgaben für den nationalen Gesetzgeber fest:  
 

¥ Die Gleichheit von Mann und Frau in allen Bereichen ist sowohl in Art. 23 der 
Charta der Grundrechte der Europäischen Union als auch in Art. 3 Abs. 2 des 
Grundgesetzes verankert. Außerdem formuliert Art. 3 Abs. 2 des Grundgesetzes 
eine staatliche Förderpflicht im Hinblick auf die tatsächliche Gleichberechtigung 
von Männern und Frauen. 

 
¥ Der Schutz der Familie wird sowohl in Art. 33 Abs. 1 der Charta der Grundrechte 

der Europäischen Union als auch in Art. 6 Abs. 1 des Grundgesetztes formuliert. 
Im Bürgerlichen Gesetzbuch (§ 1356 Abs. 2 Satz 1 BGB) sind das familienrechtli-
che Leitbild der partnerschaftlichen Ehe sowie der Grundsatz, dass beide Ehe-
partner berechtigt sind, erwerbstätig zu sein, festgelegt. 

 
¥ Nach Art. 157 Abs. 1 des Vertrages über die Arbeitsweise der Europäischen Uni-

on (AEUV) stellt jeder Mitgliedsstaat die Anwendung des Grundsatzes des glei-
chen Entgelts fŸr MŠnner und Frauen bei gleicher und gleichwertiger Arbeit si-
cher. 

 
Eine Vielzahl von nationalen gesetzlichen Vorschriften berühren zudem Einzelaspekte der 
Lebens- und Arbeitssituation von erwerbstätigen Frauen (also auch von Familienernährerin-
nen) in Deutschland:  
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¥ Das Gesetz zum Elterngeld und zur Elternzeit (BEEG) regelt seit 2007 die Mög-

lichkeit von erwerbstätigen Eltern, sich vorübergehend nach der Geburt eines 
Kindes teilweise oder vollstŠndig freistellen zu lassen, bei Bezug einer anteiligen 
Einkommensersatzleistung. Das Pflegezeitgesetz (PflegeZG) regelt ähnliches für 
die Übernahme von Pflegeaufgaben für Angehörige aus dem weiteren Familien-
kreis: Bei unerwartetem Eintritt einer besonderen Pflegesituation haben Beschäf-
tigte das Recht, einige Tage der Arbeit fernzubleiben; für die Dauer einer längeren 
Pflege in häuslicher Umgebung wird den Beschäftigten das Recht eingeräumt, 
sich vollständig oder teilweise von der beruflichen Arbeit für die Dauer von bis zu 
sechs Monaten freistellen zu lassen. 

 
¥ Das 2001 in Kraft getretene Teilzeit- und Befristungsgesetz (TzBfG) räumt ab-

hängig Beschäftigten nach 6 Monaten ein Recht auf Verringerung ihrer vertragli-
chen wšchentlichen Arbeitszeit ein (§ 8 Abs. 1) sowie das Recht auf vorrangige 
Berücksichtigung von Teilzeitbeschäftigten bei der Besetzung von Vollzeitarbeits-
plätzen im Betrieb (§ 9). Zudem ist hier ein Verbot der Diskriminierung wegen 
Teilzeit verankert (§ 4 Abs. 1). 

 
¥ Weibliche Beschäftigte können sich zudem auf das Benachteiligungsverbot „we-

gen des Geschlechts“ in den §§ 1 und 7 des Allgemeinen Gleichbehandlungsge-
setzes (AGG) berufen. Aus der Wertung in § 8 Abs. 2 in Verbindung mit § 2 
Abs. 1 Nr. 2 AGG ergibt sich zudem, dass bei einer dem Gesetz widersprechen-
den Diskriminierung eine Grundlage für AnsprŸche auf gleiches Entgelt für gleiche 
oder gleichwertige Arbeiten gegeben ist (BT-Drucksache 16/1780: 35). 

 
¥ Von Bedeutung sind auch die vom Gesetzgeber im Betriebsverfassungsgesetz 

(BetrVG) an die Arbeitnehmervertretungen in Betrieben vergebenen Förderaufträ-
ge: Aufgabe des Betriebsrates ist es, die tatsŠchliche Gleichstellung von Frau und 
Mann sowie die Vereinbarkeit von Familie und ErwerbstŠtigkeit im Betrieb zu för-
dern (§ 80 Abs. 1 Nr. 2a und 2b BetrVG). Dazu gehört auch die Durchführung von 
entsprechenden Betriebs- und Abteilungsversammlungen (§ 45 Satz 1 BetrVG), 
die Förderung von Arbeitnehmer/innen mit Familienpflichten bei der Teilnahme an 
Maßnahmen der Berufsbildung (§ 96 Abs. 2 Satz 2 BetrVG) sowie von Maßnah-
men im Rahmen der Personalplanung, die auf die Gleichstellung von Frauen und 
Männern im Betrieb abzielen (§ 92 Abs. 3 BetrVG).  

 
¥ Nachtarbeitnehmer/innen haben nach § 6 Abs. 4 lit. b) und c) des Arbeitszeitge-

setzes (ArbZG) Anspruch darauf, auf einen geeigneten Tagesarbeitsplatz umge-
setzt zu werden, sofern in ihrem Haushalt ein Kind unter 12 Jahren oder ein 
schwerpflegebedürftiger Angehöriger lebt, die nicht von einer anderen im Haus-
halt lebenden Person betreut werden können.  

 
¥ Bei der zeitlichen Festlegung des Urlaubs von Arbeitnehmer/innen sind in der 

Abwägung mit den Urlaubsansprüchen anderer Arbeitnehmer/innen schulpflichti-
ge Kinder unter sozialen Gesichtspunkten, die vorrangig sein können, zu berück-
sichtigen (§ 7 Abs. 1 BurlG). 

 
¥ Gemäß §1 Abs. 3 Kündigungsschutzygesetz (KSchG) ist eine betriebsbedingte 

Kündigung sozial ungerechtfertigt, wenn der Arbeitgeber bei der Auswahl des Ar-
beitnehmers dessen Unterhaltspflichten nicht oder nicht ausreichend berücksich-
tigt hat.  



Arbeitsgruppe Familienernährerinnen • Leitung: Prof. Dr. Ute Klammer, Dr. Christina Klenner 

 
 
 

14 

¥ Nach § 106 Satz 1 Gewerbeordnung (GewO) kann der Arbeitgeber zwar Inhalt, 
Ort und Zeit der Arbeitsleistung näher bestimmen; er muss jedoch die Grenzen 
billigen Ermessens einhalten. Dabei hat er auf schutzwŸrdige familiŠre Belange 
RŸcksicht zu nehmen, soweit dem nicht betriebliche Gründe oder berechtigte Be-
lange anderer Arbeitnehmer/innen entgegenstehen. Es hat also stets eine Abwä-
gung stattzufinden. 

 
Die genannten gesetzlichen Grundlagen zielen überwiegend auf die Nichtdiskriminierung von 
Frauen (im Vergleich zu Männern) oder von erwerbstätigen Eltern (im Vergleich zu Arbeit-
nehmer/innen ohne Kinder) ab, sie fokussieren jedoch nicht auf möglicherweise unterschied-
liche Arbeits- und Lebensbedingungen männlicher und weiblicher „Familienernährer“.  
 
Bei der Beschreibung der Lebenssituation von Familienernährerinnen gilt es Unterschiede 
zwischen denjenigen zu beachten, die dauerhaft oder aber nur zeitweilig den Status als 
Haupteinkommensbezieherin inne haben: Für Frauen, die nur zeitweilig Familienernährerin-
nen sind, können sich Probleme daraus ergeben, dass ihr Status beständig zwischen „Fami-
lienernährerin“ und „Zuverdienerin“, ggf. auch „egalitäre Mitverdienerin“ variiert – während 
rechtliche Regelungen und Ansprüche (z.B. auf sozialpolitische Leistungen, öffentliche Kin-
derbetreuungsplätze, Wahl der Steuerklasse, Aufteilung der Elterngeldmonate) stabile Ver-
hältnisse und längerfristig gültige Entscheidungen unterstellen. Dies können gerade Familie-
nernährerinnen jedoch häufig gar nicht leisten, da ihre Erwerbsarrangements oft flexibel und 
im Umbruch sind und die Betroffenen ihre Zukunft daher nicht verlässlich überschauen oder 
steuern können.  
 
Für Frauen dagegen, die dauerhaft diesen Status innehaben, greifen unter Umständen die 
zur Unterstützung bzw. zum Schutz des männlichen Familienernährers und seiner Partnerin 
geschaffenen gesetzlichen Regelungen analog. Dass damit aber dennoch Probleme verbun-
den sein können, insbesondere bei Familienernährerinnen mit niedrigem Einkommen, zeigen 
die Forschungsergebnisse der beiden Projekte. Darauf wird im Folgenden in den einzelnen 
Politikfeldern eingegangen.  
 
 
2.  Arbeitsmarktpolitik und Strukturwandel 
 
Am Beispiel von Familienernährerinnen bestätigt sich in besonderer Weise, was für die 
Frauenerwerbstätigkeit in Deutschland insgesamt gilt: Eine existenzsichernde Erwerbstätig-
keit ist für Frauen nicht der Regelfall und für einen beträchtlichen Teil der erwerbstätigen 
Frauen unter den gegebenen Arbeitsmarktbedingungen kaum zu erreichen. Hintergrund hier-
für sind sinkende durchschnittliche Wochenarbeitszeiten von Frauen, ein steigender Anteil 
von Teilzeitbeschäftigung unter Frauen genauso wie eine stark wachsende Anzahl von Mini-
jobberinnen und ein steigendes Segment weiblicher Arbeit zu Niedriglöhnen (Kali-
na/Weinkopf 2010). Diese strukturellen Bedingungen erschweren für Frauen in der Ernäh-
rerposition die Möglichkeit, ein armutsvermeidendes Familieneinkommen zu erwirtschaften.  
 
Die Integration von Frauen in die Erwerbsarbeit – und dies gilt auch für Familienernährerin-
nen – ist zu einem großen Teil durch Beschäftigungsverhältnisse jenseits des Normalar-
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beitsverhältnisses geprägt, die lediglich „Zuverdienstcharakter“ haben. Typisch sind in die-
sem Erwerbssegment zudem niedrige arbeits- und sozialrechtliche Sicherungsstandards und 
ein überdurchschnittliches Arbeitslosigkeitsrisiko. Daher hat die gestiegene Arbeitsmarktbe-
teiligung von Frauen noch nicht dazu geführt, dass sich weibliche Berufsverläufe – von Aus-
nahmen abgesehen – an die der Männer angeglichen haben oder Frauen eine vergleichbare 
individuelle Alterssicherung erzielen. Ein Teil der Familienernährerinnen erlangt aus diesen 
Gründen keine langfristige, eigenständige Existenzsicherung und keine hinreichende soziale 
Sicherungsperspektive. Das gilt besonders dann, wenn ihre Erwerbstätigkeit jenseits des 
Normalarbeitsverhältnisses stattfindet, auf welches die sozialen Sicherungssysteme in 
Deutschland abzielen (vgl. Expertise Loose). 
 
Die oben genannten Merkmale weiblicher Erwerbsarbeit schlagen auf die Lebenssituation 
der Familienernährerinnen, ihrer Partner und Kinder recht unvermittelt durch, da es in ihrem 
Fall eben keine „Flankierung“ durch ein höheres Einkommen des Mannes gibt.5. Die implizite 
Annahme des traditionellen Ernährermodells, dass frauentypische Benachteiligungen im 
Erwerbsleben und daraus resultierende Defizite in der sozialen Sicherung durch den privaten 
Unterhalt des versorgenden Ehemannes ausgeglichen werden, ist brüchiger geworden – wie 
sich insgesamt und besonders deutlich an der Situation von Familienernährerinnen zeigen 
lässt. Gleichzeitig sind die Möglichkeiten von Frauen, diese Defizite aus eigener Kraft (etwa 
durch eigene Erwerbsarbeit) zu kompensieren, nicht im gleichen Maße gestiegen. 
 
Der gestiegene Anteil von Familienhaushalten, in denen eine Frau Haupteinkommensbezie-
herin ist, ist auch eine Folge struktureller Veränderungen auf dem deutschen Arbeitsmarkt 
und den hierdurch ausgelösten Verschiebungen in den Einkommenskonstellationen von 
Paarhaushalten. Ausschlaggebend hierfür sind zwei Trends (vgl. auch Expertise Meier-
Gräwe): 
 

¥ Vom Arbeitsplatzausbau im Dienstleistungsbereich sozialer und personaler 
Versorgung haben in den letzten Jahren insbesondere Frauen profitiert. Dies 
eröffnet auch für Familienernährerinnen auf den ersten Blick zusätzliche Erwerbs- 
und Einkommenschancen. Es handelt sich hierbei allerdings um Arbeitsplätze, die 
allenfalls mittlere Bildungs- und Qualifikationsabschlüsse voraussetzen. Sie sind 
als Helferinnen-, Assistentinnen- und „Zuverdiener“stellen konzipiert und auf 
Grund herkömmlicher Arbeitsplatzbewertungen mit eher schlechten Verdienst-
möglichkeiten ausgestattet. Problematisch ist zudem (insbesondere für 
Familienernährerinnen mit Fürsorgeverpflichtungen), dass diese Stellen häufig mit 
hochflexiblen, kundenorientierten Arbeitszeiten sowie mit Befristungen verbunden 
sind und von den hier Beschäftigten eine hohe physische und psychische 
Belastbarkeit erwartet wird.  

 
¥ Bei Familienernährerinnen handelt es sich häufig um Frauen mit mittleren Bil-

dungsabschlüssen und in mittleren Einkommensgruppen. Diese Frauen befinden 
sich vielfach in Partnerschaften mit Männern, die ebenfalls im mittleren Bildungs-

                                                
5 Diese Problematik gilt allerdings auch für männliche Familienernährer mit niedrigem Einkommen 
und/oder unsteter Berufsbiographie, die aber derzeit seltener sind als weibliche Familienernährerinnen 
mit diesen Merkmalen. Die Entwicklungen auf dem Arbeitsmarkt lassen generell die Orientierung auf 
nur eine/n Hauptverdiener/in in der Familie riskant erscheinen. 
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bereich beruflich tätig sind. Hintergrund hierfür ist das homogener werdende Hei-
rats- und Partnerschaftsverhalten der jüngeren Alterskohorten (vgl. Bloss-
feld/Timm 1997), d.h. Frauen heiraten seltener als früher „nach oben“ im Sinne 
der sozialen Lage. Familienernährerinnen mit mittleren Ausbildungsabschlüssen 
sind daher häufig mit Männern liiert, die technisch ausgerichtete Berufe mit eben-
falls mittleren Ausbildungsabschlüssen, etwa als Facharbeiter oder Meister, aus-
üben. Genau hier sind allerdings in den letzten Jahren viele Arbeitsplätze abge-
baut worden, womit diese Männer arbeitslos (oder einzelselbständig auf niedri-
gem Niveau) und ihre Partnerinnen zwangsläufig zu Familienernährerinnen wur-
den. 

 
Der überdurchschnittliche Anteil selbständig tätiger Partner von Familienernährerinnen (vgl. 
Brehmer/Klenner/Klammer 2010 sowie Projektbericht Westdeutschland) kann als Hinweis 
darauf gewertet werden, dass diese Männer versuchen, einen bereits erfolgten oder abseh-
bar bevorstehenden Arbeitsplatzverlust durch den Gang in die berufliche Selbständigkeit zu 
kompensieren. Allerdings ist das hierbei erzielte Einkommen zu gering, um in dieser Situati-
on ein – eigentlich gewünschtes – egalitäres Einkommensmodell oder männliches Familien-
ernährermodell zu verwirklichen. So zeigen die multivariaten SOEP-Auswertungen (2007, 
Brehmer/Klenner/Klammer 2010: 36), dass eine Selbständigkeit des Mannes es wahrschein-
licher macht, dass sich eine Familienernährerinnen-Konstellation ergibt. Dies legt die Vermu-
tung nahe, dass es sich in vielen Fällen um eine Flucht des Mannes aus der (Langzeit-
)Arbeitslosigkeit in die prekäre, d.h. mit geringen Einkünften verbundene Selbständigkeit 
handelt. Es ist anzunehmen, dass solche Paare dann auch zwangsläufig längerfristig im Fa-
milienernährerinnenmodell verharren. Allerdings zeigen die qualitativen Ergebnisse, dass es 
durchaus auch Fälle gibt, in denen Frauen als Familienernährerinnen die Versorgung der 
Familie übernehmen, um Männern das Experimentieren mit Selbstständigkeit oder kreativer 
Tätigkeit zu ermöglichen (vgl. Projektbericht Westdeutschland sowie Pappenheim/Graves 
2005).  
 
Zukünftig muss davon ausgegangen werden, dass es mit dem sich weiter vollziehenden 
Strukturwandel, dem fortgesetzten Stellenrückgang im Bereich der industriellen Fertigungs-
berufe sowie dem Ausbau des Dienstleistungssektors auch zu einer weiteren Ausdifferenzie-
rung der Einkommenskonstellationen in Paarhaushalten und damit zu einer möglicherweise 
weiter steigenden Zahl weiblicher Familienernährerinnen kommen wird. 
 
 
   Handlungs- und Gestaltungsansätze 
 
!  Ohne Durchmischung des geschlechtsspezifisch strukturierten Arbeitsmarktes sowie 

ohne Umverteilung der geschlechtsspezifisch zugewiesenen Fürsorgeaufgaben wird 
es auf absehbare Zeit keine gleichen Chancen für Frauen und Männer geben. Glei-
che Chancen lassen sich jedoch besser im Zweiverdienermodell mit egalitär geteilter 
Zuständigkeit für familiale Fürsorgeaufgaben verwirklichen als in Haushalten mit 
weiblicher Familienernährerin. 

 
!  Die vielfach von Frauen ausgeübten Tätigkeiten in zukunftsweisenden Dienstleis-

tungssektoren mit ihren nicht selten prekären Rahmenbedingungen, wie überdurch-
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schnittlichen Befristungsquoten im öffentlichen Dienst, niedrigen Einkommen in medi-
zinischen u.a. Assistenzberufen, „Sparkorsetts“ in der sozialen Arbeit (vgl. beide For-
schungsprojekte) machen sehr grundsätzliche Reformen in der Finanzierung und 
Ausgestaltung dieser Bereiche notwendig. Die Tendenzen zur Ökonomisierung in 
diesen Bereichen haben dazu geführt, dass ein zunehmender Teil der Arbeitsplätze 
kein existenzsicherndes Einkommen und/oder keine längerfristige Verdienstperspek-
tive mehr bietet. Dass diese nachfrageseitig, d.h. von Seiten der Arbeitgeber forcierte 
Entwicklung in Deutschland nicht auf mehr Widerstand gestoßen ist, dürfte auch da-
mit in Verbindung stehen, dass sie mit einer Ausdehnung der Frauenerwerbstätigkeit 
einherging, die ihrerseits zu großen Teilen – auch angebotsseitig – als „Zuver-
diensterwerbstätigkeit“ verstanden wurde. Die Perspektive auf die Familienernähre-
rinnen macht dagegen die Problematik der in bestimmten Sektoren verbreiteten Ver-
bindung von Niedriglöhnen und flexiblen bzw. unsicheren Arbeitsplätzen deutlich. 
Hier gilt es – auch, aber nicht nur aus der Perspektive von Familienernährerinnen – 
Mindestbedingungen für Arbeitsverhältnisse zu definieren, die sich am Anspruch ori-
entieren, dass alle Arbeitsverhältnisse die eigenständige Existenzsicherung und sozi-
ale Sicherung ermöglichen sowie mit einem Mindestmaß an Arbeitsplatzsicherheit 
verbunden sein sollten. Während gegenwärtig Erwerbsverhältnisse, die durch beson-
dere Flexibilitätsrisiken – z.B. Befristung – gekennzeichnet sind, zusätzlich häufig 
auch schlechter bezahlt werden, müsste der europäisch propagierten Strategie von 
„Flexicurity“ zufolge Politik und Sozialpartner gerade sicherstellen, dass besondere 
Risiken, die mit flexibler Erwerbsarbeit einhergehen, im Gegenzug auch durch Ver-
dienstzuschläge und soziale Absicherung kompensiert werden (Klammer 2004; 
Klammer/Tillmann 2002; European Expert Group on Flexicurity 2007, Klam-
mer/Muffels/Wilthagen 2008. Zum anderen geht es um Veränderungen der Berufe 
und grundsätzlich veränderte berufliche Laufbahnwege (vgl. Siebter Familienbericht 
2005).  

 
!  Nötig wäre eine grundlegende Qualitäts- und Aufwertungsoffensive für Frauenarbeit 

im mittleren Bildungs- und Qualifikationsbereich, insbesondere in den Sozial- bzw. 
Gesundheitsberufen, um das Entgeltniveau der wachsenden Zahl hier beschäftigter 
Frauen zu stabilisieren und zu verbessern. Diese Tätigkeitsbereiche sind hinsichtlich 
ihrer gesellschaftlichen Relevanz und der faktisch notwendigen beruflichen Kompe-
tenzen höher als bisher einzustufen (vgl. auch Expertise Jurczyk). 

 
!  Ergänzend gilt es, historisch neue Erwerbsmöglichkeiten für Männer in den expandie-

renden, bisher weiblich konnotierten Dienstleistungssegmenten des Erziehens, Un-
terstützens und Pflegens zu schaffen. Grundvoraussetzung hierfür ist die normative 
und strukturelle Überwindung tradierter Geschlechterrollen und die Öffnung berufli-
cher Orientierungen bei jungen Männern. 

 
!  Grundlage für die Absicherung von Familienernährerinnen und ihren Familien müsste 

ein hinreichendes Angebot von gesicherter, unbefristeter und existenzsichernder voll-
zeitnaher Arbeit für Frauen sein. Dies ließe sich beispielsweise über die Institutionali-
sierung eines modifizierten Normalarbeitsverhältnisses unterhalb der bisherigen Voll-
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zeitnorm mit variablen Arbeitszeiten und kontinuierlichem Sozialversicherungsschutz, 
in welchem Frauen und Männer im Rahmen eines stärker egalitären Zweiverdiener-
modells arbeiten, bewerkstelligen. Aus Sicht der interviewten Familienernährerinnen 
aus West- und Ostdeutschland sollte es sich hierbei um gesicherte, ausreichend be-
zahlte, vollzeitnahe Beschäftigung (ca. 30 bis 35 Stunden/Woche) handeln, mit Mög-
lichkeiten zur flexiblen Arbeitszeitgestaltung sowie dem Recht, bei familial bedingtem 
Bedarf die Arbeitszeitdauer auch vorübergehend zu reduzieren oder aufzustocken. 
Ausnahme sind hierbei allenfalls einige sehr erwerbsorientierte Frauen, die keine 
Rückschritte bezüglich ihrer Karriere hinnehmen wollen, und dafür auch bereit sind, 
40 Stunden pro Woche oder mehr zu arbeiten.  

 
!  Will man, dass mehr Frauen im (modifizierten) Normalarbeitsverhältnis beschäftigt 

werden, gilt es, die gesetzlichen Anreize für (verheiratete) Frauen, Minijobs anzu-
nehmen, zu beseitigen (vgl. Expertise Schlewing). Hier wäre insbesondere an die Be-
schränkung der Minijob-Regelungen auf eine Bagatellgrenze zu denken, aber auch 
an eine Reform der Familienmitversicherung in der Gesetzlichen Krankenkasse.  

 
 
3.  Entgeltstrukturen und Haushaltseinkommen 
 
Der Gender-Pay-Gap, d.h. die Lücke zwischen den durchschnittlichen Erwerbseinkommen 
von Frauen und Männern, beträgt in Deutschland aktuell 23%. Mit anderen Worten: Frauen 
verdienen in Deutschland im Durchschnitt pro Arbeitsstunde 23% brutto weniger als Männer. 
Damit belegt Deutschland im europaweiten Vergleich einen vergleichsweise rückständigen 
21. Platz. In ganz Europa verdienen Frauen im Schnitt 17% weniger als Männer (Daten 
2007, Europäische Kommission 2009, Projektgruppe GiB 2010: 283).  
 
Analysen zum Gender-Pay-Gap zeigen neben der unmittelbaren Diskriminierung auf Grund 
des Geschlechts folgende Faktoren auf, die für den Einkommensabstand zwischen Frauen 
und Männern in Deutschland verantwortlich sind: Unterschiede hinsichtlich des individuellen 
Humankapitels, der Arbeitszeiten und der Erwerbskontinuität von Frauen und Männern, 
Auswirkungen der vertikalen und horizontalen Segregation des Arbeitsmarktes, eine Unter-
bewertung und entsprechend ungünstige Lohngruppierung von frauendominierten Tätigkei-
ten sowie die Beeinflussung durch institutionelle und politische Rahmenbedingungen (Pro-
jektgruppe GiB: 273f. und 285). Zudem wählen Frauen ihren Beruf sowie ihren Arbeitsplatz 
auch vorausschauend danach aus, ob dort die Möglichkeit besteht, später einmal Teilzeit zu 
arbeiten oder die Berufstätigkeit zu unterbrechen. Um einer besseren Vereinbarkeit willen 
nehmen Frauen insofern häufig schlechtere Entgeltbedingungen in ihrem Arbeitsverhältnis in 
Kauf (Wüst/Burkart 2010: 311, Ludwig et al. 2003).  
 
Die Berechnungen der Projektgruppe Geschlechterungleichheiten im Betrieb (GiB) der Hans-
Böckler-Stiftung für 2006 ergaben, dass gut ein Drittel des Gender-Pay-Gaps durch die un-
terschiedliche Ausstattung von Frauen und Männern mit spezifischen beobachtbaren Merk-
malen erklärt werden kann. Zwei Drittel des Unterschiedes müssen jedoch als Beschäfti-
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gungs- oder Einkommensdiskriminierung von Frauen klassifiziert werden (Projektgruppe GiB 
2010: 293ff.).  
 
Aktuell arbeitet jede/r fünfte Beschäftigte in Deutschland für einen Niedriglohn, d.h. für zwei 
Drittel des mittleren Stundenlohns oder weniger (das entspricht maximal 9,50 Euro brutto in 
Westdeutschland bzw. 6,87 Euro brutto in Ostdeutschland). Insgesamt ist die Zahl der Nied-
riglohnbeschäftigten zwischen 1998 und 2008 um fast 2,3 Millionen auf 6,55 Millionen ge-
stiegen. Frauen sind mit knapp 30% überproportional häufig von Niedriglöhnen betroffen 
(SOEP 2008, Kalina/Weinkopf 2010: 1ff.). Darüber, wie häufig insbesondere Familienernäh-
rerinnen von Niedriglöhnen betroffen sind, liegen keine spezifischen Daten vor. 
 
Die Mehrheit der Haushalte mit einer Familienernährerin (57%) hat jedoch monatlich weniger 
als 2.275 Euro Haushaltsnettoeinkommen zur Verfügung und liegt damit im unteren Ein-
kommensbereich – dies trifft nur auf ein Drittel der Haushalte mit männlichem Familienernäh-
rer zu (35%). Umgekehrt sieht es aus in Haushalten im mittleren (2.275 bis 3.270 Euro 
Haushaltsnettoeinkommen) bzw. im oberen Einkommensdrittel (mehr als 3.270 Euro): Hier 
finden sich sehr viel seltener Haushalte mit weiblicher Familienernährerin (24% bzw. 19%) 
und zugleich sehr viel häufiger Haushalte mit männlichem Familienernährer (29% bzw. 36%) 
(Brehmer/Klenner/Klammer 2010). 
 
Dies bestätigt auch die folgende Grafik, in der die persönlichen Nettoeinkommen von Famili-
enernährer/innen gegenübergestellt werden: Weibliche Familienernährerinnen verfügen über 
ein deutlich geringeres, individuelles Nettoeinkommen als männliche Familienernährer.  
 
 

 
 
Abb. 1: Nettoeinkommen von weiblichen und männlichen Familienernährer/innen (Quelle: 
Böckler Impuls Nr. 11/2010: 7). 
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Vergleichsweise finanziell besser aufgestellt sind Paarhaushalte mit egalitärer Ein-
kommenskonstellation, in denen beide Partner ein vergleichbar hohes individuelles Einkom-
men beziehen. Dies trifft auf rund 24% aller Paarhaushalte zu (Brehmer/Klenner/Klammer 
2010: 23). Diese Haushalte sind auffallend häufig im oberen Einkommensdrittel vertreten: 
45% von ihnen weisen ein Haushaltsnettoeinkommen von mehr als 3.270 Euro auf (SOEP 
2007, vgl. ebd.: 54). 
 
Für die Teilgruppe der allein erziehenden Mütter ist zudem hinlänglich belegt, dass sie im 
Vergleich aller familialen Lebensformen bundesweit über die niedrigsten Wohlstandspositio-
nen verfügen (vgl. u.a. Eggen 2006: 466). Fast ein Drittel (31%) der sogenannten „Ein-
Eltern-Familien“ mit weiblichem Haushaltsvorstand hat monatlich weniger als 1.100 Euro 
Nettoeinkommen zur Verfügung. Dieser Anteil ist mit 54% in der Gruppe von Müttern, die im 
Haushalt Kinder unter 3 Jahren versorgen, am höchsten. Ein Nettoeinkommen zwischen 
1.100 und 2.600 Euro beziehen 62% der allein erziehenden Mütter, nur 7% haben 2.600 
Euro oder mehr zur Verfügung (Mikrozensus 2009, Statistisches Bundesamt 2010: 27ff.). 
Entsprechend häufig sind allein erziehende Mütter auf Transferleistungen zur Grundsiche-
rung angewiesen: Rund 41% von ihnen beziehen ALG II-Leistungen (Bundesagentur für Ar-
beit 2010: 3). Selbst von den erwerbstŠtigen alleinerziehenden Müttern beziehen immerhin 
31% ALG II-Leistungen, was erneut auf das niedrige Einkommensniveau allein erziehender 
Mütter verweist (ebd.: 34).  
 
Auch zukünftig sind Beschäftigungszuwächse für Frauen am ehesten dort zu erwarten, wo 
nur ein Entgelt auf „Zuverdienstniveau“ gezahlt wird, d.h. in den Beschäftigungsbereichen 
Soziales, Pflege und Erziehung. Da sich auch diese Frauen – sei es als Alleinerziehende, 
aber auch durch Einkommensausfall des männlichen Partners – schnell in der Rolle der 
Haupteinkommensbezieherin der Familie finden können, steht zu vermuten, dass sich die 
durchschnittliche Einkommenssituation von Familienernährerinnen aller Voraussicht nach 
auch in absehbarer Zeit nicht verbessern wird (vgl. die Expertise von Maier-Gräwe). 
 
In Deutschland gibt es – anders als in 20 der 27 Mitgliedschaften der Europäischen Gemein-
schaft – keinen gesetzlichen Mindestlohn, der eine legale Untergrenze für die Vergütung von 
Arbeitsleistungen darstellen würde. Gleichzeitig gibt es in Deutschland einen wachsenden 
Bereich der Niedriglohnbeschäftigung (s.o.) sowie einen beträchtliche Gruppe von Beschäf-
tigten, für die sich geringfügige Beschäftigung und gleichzeitiger Bezug von Grundsiche-
rungsleistungen überlappen. Ein Viertel der Empfänger/innen von ALG II-Leistungen sind 
gleichzeitig abhängig beschäftigt, ohne dass sie dadurch ein ausreichend hohes, armuts-
vermeidendes Einkommen erwirtschaften würden: Dies trifft auf 27% der weiblichen ALG II- 
Empfängerinnen und 24% der männlichen zu (Stand: Dezember 2008, vgl. Bundesagentur 
für Arbeit 2010a: 48f.). Eine Auswertung der Einkommenssituation der Haushalte mit Famili-
enernährerin bestätigt die überproportionale Betroffenheit der entsprechenden Haushalte 
von Niedrigeinkommen. So leben rund 60% der Paar- und Alleinerziehendenhaushalte mit 
Familienernährerin im Bereich der Armut oder des prekären Wohlstands (unter 50% bzw. 
50% bis unter 75% des durchschnittlichen Nettoäquivalenzeinkommens), während es von 
allen Mehrpersonenerwerbshaushalten nicht einmal 40% sind. Andererseits verfügten nur 
etwa 20% der Paarfamilien mit Familienernährerin und sogar weniger als 13% der Haushalte 
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von allein erziehenden Familienernährerinnen über ein im Vergleich zu allen deutschen 
Haushalten überdurchschnittliches Nettoäquivalenzeinkommen (>100%), während unter al-
len Mehrpersonenerwerbshaushalten  über ein Drittel über ein überdurchschnittliches Netto-
äquivalenzeinkommen verfügt (zu den Berechnungen s. Projektbericht Westdeutschland). 
Die vorliegenden Daten zur Beschäftigungssituation der Familienernährerinnen und zur Ein-
kommenssituation ihrer Haushalte verdeutlichen, dass die Einführung gesetzlicher Mindest-
löhne einen deutlichen Beitrag zur Verbesserung der Lebensverhältnisse vieler Haushalte 
dieser Gruppe leisten würde. Auch von den in den Projekten interviewten Familienernähre-
rinnen werden die Schwierigkeiten eines nicht existenzsichernden oder nur knapp über dem 
Existenzminimum liegenden Lohnes immer wieder angesprochen und ein Mindestlohn expli-
zit eingefordert. 
 
 
   Handlungs- und Gestaltungsansätze 
 
!  Bisher existiert in Deutschland keine umfassende politische Strategie zum Abbau des 

Gender-Pay-Gap. Der Blick auf das Phänomen der weiblichen Familienernährerinnen 
unterstreicht jedoch eindringlich die Notwendigkeit, eine solche zu entwickeln. Dabei 
sollten u.a. folgende Einzelmaßnahmen Berücksichtigung finden:  

 
a. Deutliche Nachbesserungen beim Diskriminierungsschutz im Allgemeinen Gleich-
behandlungsgesetz (AGG), so etwa die Einführung effektiver Regelungen für Scha-
densersatz und Entschädigungen oder die Einführung umfassender Klagemöglich-
keiten mit verlängerten Fristen und Verbandsklagerecht mit erleichterter Beweisfüh-
rung (vgl. Bundesarbeitsgemeinschaft kommunaler Frauenbüros 2010, Deutscher 
Gewerkschaftsbund 2009, Deutscher Juristinnenbund e.V. 2009, Projektgruppe GiB 
2010). 
 
b. Aufnahme eines ausdrücklichen und differenziert geregelten Verbots der Entgelt-
diskriminierung in das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG) (vgl. Deutscher 
Juristinnenbund e.V. 2009, Projektgruppe GiB 2010). 

 
c. Gesetzliche Einführung diskriminierungsfreier Arbeitsbewertungssysteme sowie 
entsprechende Verankerung dieser Systeme in den Tarifverträgen (vgl. Bundesar-
beitsgemeinschaft kommunaler Frauenbüros 2010, Deutscher Gewerkschaftsbund 
2009, Deutscher Juristinnenbund e.V. 2009, Projektgruppe GiB 2010). Dementspre-
chend sollte jeder Tarifvertrag einem Diskriminierungscheck durch eine unabhängige 
Kommission unterzogen werden und seine Diskriminierungsfreiheit vor dem Inkraft-
treten bescheinigt werden müssen (Deutscher Juristinnenbund e.V. 2009 zit. nach 
Projektgruppe GiB 2010: 327) 

 
d. Eine nachdrückliche Verpflichtung von Unternehmen der Privatwirtschaft zur Ge-
schlechtergleichstellung, ergänzt durch die Anwendung von geeigneten verbindlichen 
Messinstrumenten zur Analyse von Unternehmensdaten zur Entgeltsituation (vgl. 
Bundesarbeitsgemeinschaft kommunaler Frauenbüros 2010, Deutscher Gewerk-
schaftsbund 2009, Projektgruppe GiB 2010). 
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!  Eine besondere Bedeutung im Hinblick auf die angestrebte Entgeltgleichheit von 
Frauen und Männern kommt der Arbeitsbewertung zu. Die vergütungsrechtliche Be-
wertung der Arbeitstätigkeiten ist Aufgabe der Tarifvertragsparteien. Dennoch hätte 
der Gesetzgeber hier die Möglichkeit, die Tarifvertragsparteien zu unterstützen sowie 
geeignete Verfahren der Arbeitsbewertung und zentrale inhaltliche Grundsätze im Ta-
rifvertragsgesetz (TVG) zu verankern. Ebenso kommt die Verankerung eines „famili-
enfreundlichen Mainstreamings“, etwa in Form von Prüf- und Dokumentationspflich-
ten im Hinblick auf Entgeltgleichheit im Tarifvertragsgesetz in Betracht (vgl. Expertise 
Schlewing). 

 
!  Viele teilzeiterwerbstätige Frauen – vor allem solche mit geringem Arbeitszeitvolumen 

– würden gerne länger arbeiten, können dies aufgrund der arbeitsmarkt- und sozial-
politischen Rahmenbedingungen jedoch nicht realisieren. Hier gilt es, erwerbstätige 
Mütter (bzw. Frauen insgesamt) darin zu unterstützen, in qualifizierte, möglichst voll-
zeitnahe Erwerbsarbeit zu gelangen und dort zu verbleiben, um ihre Einkommenssi-
tuation und damit ihre Lebenssituation insgesamt zu verbessern: 

 
o Dies erfordert wirksame arbeitsmarktpolitische Maßnahmen für Wiedereinsteige-

rinnen und Alleinerziehende, um diese gezielt zu fördern und zu unterstützen so-
wie 

 
o eine engagierte Personal- und Organisationsentwicklung, die Frauen und Män-

nern bzw. Vätern und Müttern die gleichen beruflichen Entwicklungsmöglichkeiten 
im Betrieb ermöglicht. 

 
o Ziel muss die Verstetigung der beruflichen Entwicklung von Müttern und eine Ver-

ringerung langer beruflicher Auszeiten sein, da vor allem lange Unterbrechungs-
phasen häufig zu Dequalifizierung und anschließender schlecht bezahlter Teil-
zeitarbeit führen. 

 
o Wichtig ist dabei auch eine intensivierte Aufklärung von jungen Frauen über un-

terschiedliche Karriere- und Verdienstchancen in den verschiedenen Ausbil-
dungsberufen und Studiengängen, um so das stark eingeschränkte Berufswahl-
spektrum von Frauen aufzubrechen. 

 
o Flankiert werden muss dies durch den Abbau von Fehlanreizen für die Frauener-

werbstätigkeit im Steuer- und Sozialversicherungsrecht sowie durch einen ent-
sprechenden Ausbau von Kinderbetreuungsangeboten (vgl. die folgenden Ab-
schnitte des vorliegenden Papiers). 

 
!  Familienernährerinnenhaushalte profitieren weniger vom Ehegattensplitting als 

Haushalte mit männlichem Familienernährer: Die höchsten Splittingeffekte erzielen 
Ehepaare mit möglichst hohem Einkommen, sofern die Einkommensunterschiede 
zwischen den Partnern besonders groß sind. Verheiratete Familienernährerinnen 
weisen jedoch ungeachtet ihrer Rolle als Haupteinkommensbezieherin im Haushalt 
häufig vergleichsweise niedrige Einkommen auf oder die Familie bezieht sogar (auf-
stockende) ALG II-Leistungen. Diese Haushalte können daher keine hohen Splitting-
effekte erreichen. Gleichzeitig werden jedoch in einem Großteil der Familienernähre-
rinnenhaushalte minderjährige Kinder erzogen und den Daten des SOEP zufolge so-
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gar überdurchschnittlich häufig zugleich auch Pflegebedürftige versorgt (Klen-
ner/Klammer 2009, Brehmer/Klenner/Klammer 2010, Projektbericht Westdeutsch-
land). Dies wirft auch aus Sicht von Familienernährerinnen die Frage nach der Sinn-
haftigkeit der bestehenden Regelung zum Ehegattensplitting auf (vgl. Expertise Wer-
sig). Alternative Instrumente der Förderung von Familien sind seit langem in der Dis-
kussion (s. z.B. die Beiträge in Althammer/Klammer 2006, Bertram/Krüger/Spieß 
2006). Auch für die steuerliche Unterstützung der gegenseitigen ehelichen 
Einstandspflichten gibt es andere Modelle (vgl. z.B. Spangenberg 2005). 

 
!  Die Einführung eines gesetzlichen Mindestlohns erscheint gerade vor dem Hinter-

grund des Phänomens der „Familienernährerinnenhaushalte“ alternativlos (vgl. z.B. 
Waltermann 2010: 806). Zur Höhe eines solchen Mindestlohns gibt es unterschiedli-
che Vorschläge: der IAQ-Niedriglohnbericht benennt hierfür einen Betrag zwischen 
5,93 € und 9,18 € (Kalina/Weinkopf 2010), der DGB spricht sich für 8,50 € aus, Wal-
termann, Direktor des Instituts für Arbeitsrecht und Recht der Sozialen Sicherheit, 
schlägt in seinem Gutachten für den Deutschen Juristentag einen Stundenlohn von 
mindestens 7,50 € vor (Waltermann 2010). 

 
 
4.  Sozialpolitik 
 
Deutschland ist ein Land, in dem die Systeme der sozialen Sicherung stark erwerbszentriert 
sind und die abgeleitete Sicherung nicht erwerbstätiger Frauen traditionell über die Ehe ge-
regelt ist. Die Absicherung der Fürsorgearbeit, die vor allem von Frauen geleistet wird, erfolgt 
weiterhin vorrangig über das Unterhaltsrecht (gegenüber dem Ehemann und Ernährer) und 
erst nachrangig und nur für einzelne, eng umrissene Tatbestände über individuelle Siche-
rungselemente im Sozialrecht (vgl. Expertise Wersig). Die gegenwärtigen sozial- und ar-
beitsmarktpolitischen Signale an die Frauen sind jedoch höchst widersprüchlich: Im Bereich 
höherer Haushaltseinkommen bestehen durch das Setting bestehender sozial- und arbeits-
marktpolitischer Regelungen (wie der Möglichkeit der beitragsfreien Mitversicherung in der 
GKV für nichterwerbstätige Ehepartner/innen und die Steuer- und Sozialabgabenfreiheit von 
ausschließlich geringfügig beschäftigten Ehepartner/innen) nach wie vor starke Anreize zur 
Nicht- oder nur geringfügigen Tätigkeit von Ehefrauen. Anders und in sich ambivalent sind 
die Signale und Erwartungen dort, wo kein armutsvermeidendes Erwerbseinkommen erzielt 
wird und Sozialleistungen, v.a. nach SGB II, in Anspruch genommen werden müssen: Wäh-
rend mit den strengen Anrechnungsregeln für Partner/inneneinkommen im Rahmen der Be-
darfsgemeinschaft des SGB II auf der einen Seite das Prinzip des Ernährermodells verstärkt 
wurde (Berghahn et. al. 2007), setzt der Grundsatz des Fordern und Förderns auf die mög-
lichst schnelle Beendigung der Hilfebedürftigkeit der Bedarfsgemeinschaft unter Beteiligung 
jedes erwerbsfähigen Mitglieds (Rust 2010). Die Wirkungsforschung zum SGB II hat hier 
allerdings gezeigt, dass gerade Frauen sehr schnell in nichtexistenzsichernde Beschäftigung 
vermittelt werden, um die Hilfebedürftigkeit der Bedarfsgemeinschaft zu beenden.  
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In Haushalten mit einer Familienernährerin haben Männer, die aufgrund der Anrechnung des 
Einkommens oder -vermögens ihrer Partnerin als nicht hilfebedürftig gelten, rechtlich und 
tatsächlich hingegen kaum Zugang zu Förderleistungen nach SGB II oder SGB III. 
Während auf der einen Seite Eigenverantwortung und Aktivierung im Mittelpunkt stehen, ist 
Subsidiarität und das Verwiesenwerden auf die Solidarität in der Partnerschaft ein im deut-
schen Sozialstaat verankertes Instrument, welches durch diverse Reformen des SGB II noch 
ausgeweitet wurde, so zum Beispiel auf die Kinder des nichtehelichen Partners in der Be-
darfsgemeinschaft. Zwar wird einerseits eine allgemeine Pflicht zur Erwerbstätigkeit postu-
liert – andererseits führen aber Bedarfsgemeinschaften und die Anrechnung von Partnerein-
kommen durch das SGB II zu einer Zwangsvergemeinschaftung von Menschen, die nach 
nicht-traditionellen Geschlechter- und Familienbildern leben und sich z.B. bewusst gegen 
eine Ehe mit den entsprechenden rechtlichen Verbindlichkeiten entschieden haben.  
 
Gerade Frauen, die trotz nur geringer oder mittlerer Erwerbseinkommen Haupteinkommens-
bezieherinnen ihres Haushalts sind, geraten durch das Konstrukt der Bedarfsgemeinschaft 
schnell in armutsnahe Lagen, wie die Projektberichte zeigen, und sind unter Umständen 
durch die auf sie fallenden Unterhaltspflichten nicht in der Lage, eigene Weiterbildungen, 
Förderangebote für die Kinder oder entlastende Dienstleistungen u.ä. zu finanzieren. Das 
Subsidiaritätsprinzip, das auf den Ernährer-Ehemann und die primär mit Haus- und Fürsor-
gearbeit befasste Ehefrau zugeschnitten war, hat in seiner Umkehrung insbesondere bei den 
Familienernährerinnen, die ihre Rolle widerstrebend übernommen haben und dauerhaft un-
freiwillig ausüben (vgl. Projektbericht Westdeutschland) gänzlich andere geschlechterpoliti-
sche Folgen.  
 
Mit der gesetzlichen Rentenversicherung, der Arbeitslosenversicherung sowie dem Kran-
kengeld in der gesetzlichen Krankenversicherung wird in Deutschland qua Äquivalenzprinzip 
die Sicherung des Lebensstandards auch im Alter, bei Arbeitslosigkeit oder bei Krankheit 
verfolgt. Angesichts einer wachsenden Zahl von Erwerbstätigen jenseits des Normalarbeits-
verhältnisses, für die weder ein armutsfreier Lebensstandard noch eine erwerbsbiografisch 
planbare Erwerbskontinuität gesichert ist, läuft dieses Sicherungsziel jedoch zunehmend ins 
Leere.  
 
Davon sind Frauen insgesamt sowie Familienernährerinnen im Besonderen betroffen: Hin-
sichtlich ihrer eigenen Altersvorsorge bestehen erhebliche Sicherungslücken, die weder 
durch die gesetzlichen Systeme, noch durch ausreichende betriebliche oder private Vorsorge 
geschlossen werden können. So können Frauen der Geburtsjahrgänge 1942 bis 1961 nur 
rund 56% der Alterssicherungsleisten aus der gesetzlichen Rentenversicherung erwarten, 
die Männer erzielen werden (Westdeutschland). In Ostdeutschland fällt dieser Abstand klei-
ner aus: Die Frauen werden hier 87% der Leistungen von Männern erreichen (AVID 2005, 
vgl. Expertise Loose). Für viele Frauen können diese Sicherungslücken nur durch die Le-
bensgemeinschaft mit einem männlichen Partner, der selbst über ausreichendes Erwerbs- 
oder Renteneinkommen verfügt, oder aber durch die Kumulation mit einer Witwenrente ge-
schlossen werden. Gerade diese Aussichten bestehen für viele der Familienernährerinnen 
allerdings nicht, sei es, dass sie als Alleinerziehende Haupteinkommensbezieherin ihrer Fa-



Arbeitsgruppe Familienernährerinnen • Leitung: Prof. Dr. Ute Klammer, Dr. Christina Klenner 

 
 
 

25 

milie sind, oder aber aufgrund des geringen oder ausfallenden Erwerbseinkommen ihres 
Partners längerfristig Haupternährerin einer Paarfamilie sind.  
 
Frauen als Familienernährerinnen sind an dieser Stelle doppelt benachteiligt: Sie sind mehr-
heitlich durch die geschlechtsspezifischen Sicherungslücken in der sozialen Sicherung be-
troffen ohne Chance darauf, an einem höheren Einkommen bzw. an Transferleistungen sei-
tens ihres Partners zu partizipieren. Einigen der interviewten Familienernährerinnen (beson-
ders aus Ostdeutschland) ist dieser Zusammenhang durchaus bewusst: Sie geben an, aktu-
ell Vollzeit arbeiten zu gehen – bzw. dies eigentlich zu müssen, sofern sie eine entsprechen-
de Stelle finden würden – um ihre zukünftige Rentenhöhe noch gezielt zu verbessern, auch 
wenn dies ihre Familiensituation in der Gegenwart aufgrund der enormen Gesamtbelastung 
sehr erschwert. Zudem müssten sie private Altersvorsorge betreiben, was Familienernähre-
rinnen aufgrund ihrer Ernährerinnenrolle oft kaum möglich ist, wie auch die Forschungser-
gebnisse aus beiden Projekten zeigen. 
 
Infolgedessen ist in Deutschland ein wachsender Überschneidungsbereich zwischen er-
werbsbezogener, sozialer Sicherung und bedürftigkeitsabhängiger Grundsicherung entstan-
den, in welchem sich auch weibliche Familienernährerinnen und ihre Familien häufig bewe-
gen. Gerade Familienernährerinnen gehören oft zum Kreis derjenigen, die trotz Beitragszah-
lungen in die gesetzliche Rentenversicherung und in die Arbeitslosenversicherung lediglich 
eine Absicherung in Höhe der Grundsicherung erwarten können. Dies schmälert für Familie-
nernährerinnen – wie auch für Frauen und Niedriglohnbezieher/innen allgemein – die Akzep-
tanz des Systems der gesetzlichen Rentenversicherung. Wenn sie die Mindestrente ohnehin 
nicht erreichen werden und im Alter (oder bei Arbeitslosigkeit) einen vergleichbar hohen 
Transfer aus der Grundsicherung auch ohne jede Beitragsleistung erhalten, entfällt für sie 
die Motivation, Beiträge zu leisten (vgl. Expertise Loose).  
 
Mit dem Ausbau des „aktivierenden Sozialstaates“ lässt sich ein schrittweiser Übergang hin 
zum „Adult Worker“-Modell beobachten, nach welchem alle Erwerbsfähigen, Männer wie 
Frauen, primär als (potenziell) Erwerbstätige gesehen werden. Dies gilt auch für Mütter von 
(kleinen) Kindern: auch sie sollen grundsätzlich erwerbstätig sein und nach einer Geburt 
schneller, als es bisher erwartet wurde, wieder in die Erwerbsarbeit zurückkehren. Dies zeigt 
sich u.a.: 
 

¥ An den Einstandspflichten auch von Müttern (und hier insbesondere: Familiener-
nährerinnen) gegenüber ihren längerfristig arbeitslosen Partnern, die ALG II-
Leistungen beziehen, 

 
¥ an der Unterhaltsreform von 2008, die Müttern mit Betreuungsaufgaben nur noch 

zu „nachrangig Unterhaltsberechtigten“ erklärt, deren Unterhaltsansprüche ge-
genüber dem Partner in zweiter Rangfolge stehen (dann aber unabhängig davon, 
ob sie mit ihm verheiratet, von ihm geschieden oder ledig sind, §1609 Abs. 2 
BGB) und Mütter damit insgesamt deutlich schneller wieder auf den Arbeitsmarkt 
verweist sowie 
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¥ am 2007 eingeführten, einkommensabhängigen Elterngeld, welches nur noch für 
einen Zeitraum von 12 Monaten (plus 2 Monate) – gegenüber einem früheren An-
spruchszeitraum von 24 Monaten – gewährt wird. 

 
Diese veränderten Ansprüche und Anforderungen sind aber nicht identisch mit einer Kodifi-
zierung von Rechten, die einen umfassenden Übergang zu einem egalitären Zweiverdiener-
modell ermöglichen würden. Auf ein solches Modell, in welchem Männer und Frauen gleich-
zeitig und gleichberechtigt an Erwerbsarbeit teilhaben und gleicherma§en im Lebensverlauf 
Fürsorgeaufgaben übernehmen würden, sind weder Gesetzgeber noch die Sozialpartner 
hinreichend eingestellt. Sie müssten künftig für weibliche und männliche Beschäftigte davon 
ausgehen, dass beide neben ihrer gesicherten beruflichen Arbeit im Lebensverlauf auch für 
die Übernahme von – mal länger mal kürzer dauernden – Fürsorgeaufgaben (Care) verant-
wortlich sind (vgl. Expertise Jurczyk).  
 
In Familien mit Frauen als Familienernährerinnen besteht faktisch häufig ein erhöhter 
Betreuungsbedarf, die angespannte wirtschaftliche Situation in den Familien mit Familiener-
nährerin bedingt zudem auch einen verstärkten schulischen bzw. pädagogischen Förderbe-
darf der Kinder. Die Kapazitäten der Mütter, sich an der Betreuung und Förderung ihrer Kin-
der zu beteiligen, sind in diesen Familien erwerbsbedingt häufig eingeschränkt. Gleichzeitig 
springen die meisten Väter in diesen Familien nicht im gleichen Umfang bei der Betreuung 
und Versorgung ihrer Kinder ein, so dass die stärker eingeschränkten Möglichkeiten von 
Familienernährerinnen von den Vätern nicht adäquat ausgeglichen werden. Dem Outsour-
cing von Betreuungsleistungen sind zudem durch das im Durchschnitt niedrige Einkommens- 
und Wohlstandsniveau dieser Familien ebenfalls vielfach enge Grenzen gesetzt. Insofern 
ergeben sich hinsichtlich von Familien mit einer Familienernährerin besondere Anforderun-
gen an die öffentliche Hand, Unterstützung bei der Betreuung und Bildungsförderung dieser 
Kinder zu leisten (vgl. Expertise Jurczyk). Dies drückt sich auch im Wunsch nach qualitativ 
hochwertigen und bezahlbaren (Förder-)Angeboten in den Betreuungseinrichtungen, z.B. 
Hausaufgabenbetreuung, Nachhilfe oder Musikunterricht aus, wie er im Rahmen der Inter-
views mit Familienernährerinnen häufig geäußert wird.  
 
Der aktuelle UNICEF-Bericht zur Lage der Kinder weist für deutsche Kinder insgesamt nur 
einen Mittelplatz im Vergleich von 21 Industrieländern aus (vgl. Bertram/Kohl 2010). Insbe-
sondere in drei Problemfeldern, für die der UNICEF-Bericht dringenden Handlungsbedarf in 
Deutschland ausmacht, dürfte gerade auch für Familien mit weiblicher Familienernährerin 
akuter Gestaltungsbedarf bestehen: 
 

a. die schlechte materielle Situation dieser Kinder: Nach der Armutsdefinition der EU 
(Armutsrisikogrenze = 60% des mittleren Nettoäquivalenzeinkommens) sind in 
Deutschland insgesamt zwei Millionen Kinder unter 18 Jahren als arm zu bezeichnen. 
Dies entspricht einem Anteil von 16%. Das Armutsrisiko für Kinder aus Familien mit 
weiblicher Familienernährerin insgesamt ist nicht bekannt. Jedoch fällt das relative 
Armutsrisiko für Kinder von Alleinerziehenden dreimal höher aus als jenes für Kinder, 
die mit zwei Elternteilen aufwachsen (Bertram/Kohl 2010). Etwa 34% der Kinder unter 
18 Jahren, die in einer Ein-Eltern-Familie aufwachsen, leben unterhalb der Armuts-
grenze. Angaben für alle Kinder aus Familien mit weiblicher Haupteinkommensbezie-
herin liegen nicht vor, allerdings zeigt die SOEP-Analyse, dass Haushalte mit Fami-
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lienernährerinnen weit häufiger Nettoäquvalenzeinkommen im Armutsbereich aufwei-
sen als alle anderen Haushalte.6  
 
b. die negativen beruflichen Ausbildungserwartungen und -chancen von Jugendli-
chen: Knapp 25 Prozent der 15-Jährigen in Deutschland erwarten, dass sie nach ih-
rem Schulabschluss und ihrer beruflichen Ausbildung nur Arbeiten mit niedrigen Qua-
lifikationen ausüben werden. Damit bildet Deutschland im internationalen Vergleich 
der beruflichen Erwartungen von Jugendlichen das Schlusslicht.  
Auch die in den beiden Forschungsprojekten befragten Familienernährerinnen beto-
nen oftmals, dass sie sich große Sorgen darum machen, ob und wo ihre Kinder einen 
Ausbildungsplatz finden können. Ein Teil der Familienernährerinnen begleitet die Su-
che ihrer Kinder nach Ausbildungs- oder Studienplätzen daher auch mit großen Zeit-
aufwand und hohem Engagement, ungeachtet ihrer eigenen Belastungssituation. 
 
c. die eingeschränkten Möglichkeiten mit den Eltern Ÿber die Schule zu reden: Die 
nur mittelmäßige Platzierung, die Deutschland hier erzielt, lässt sich auf die „Verlän-
gerung der Schule in die Familie“ zurückführen. Das deutsche Schulsystem geht da-
von aus, dass die Kinder ihre Hausaufgaben im Elternhaus erledigen und verlagert 
damit einen Teil der Kontrollfunktion in die Familie hinein. Eltern werden somit oftmals 
zu „zwangsverpflichteten Hilfslehrern“ für den Nachmittag gemacht. Das Erledigen 
von Übungsaufgaben und Hausaufgaben oder das Lernen von komplexen Zusam-
menhängen, das in anderen Ländern zum großen Teil in der Schule erfolgt, bleibt in 
Deutschland bisher eine verpflichtende Aufgabe der Eltern (vgl. Bertram/Kohl 2010). 
Unter dieser Anforderung leiden gerade die zeitlich eingespannten und hoch belaste-
ten Familienernährerinnen stark, wie die Ergebnisse der beiden Forschungsprojekte 
zu Familienernährerinnen zeigen. Die befragten Mütter wünschen sich oftmals mehr 
Engagement und Unterstützung durch Schule und Lehrer/innen. 

 
In welcher Weise die deutsche Sozial- und Familienpolitik Kinder finanziell unterstützt, hängt 
stark von der Familienform und der Einkommenssituation der jeweiligen Kinder ab. Eltern, 
die von ALG II-Leistungen leben, erhalten faktisch kein Kindergeld und – so zumindest in der 
Planung für den Haushalt 2011 – bald auch kein Elterngeld mehr. Gerade allein erziehende 
Frauen unter den Familienernährerinnen müssen die Betreuung und Erziehung der Kinder 
zum ganz überwiegenden Teil alleinverantwortlich übernehmen und werden hierbei keines-
falls zuverlässig durch die Kindsväter unterstützt, obwohl in 87% der Fälle nach einer Schei-
dung das Sorgerecht bei beiden Eltern verbleibt (Stand: 2005, vgl. VAMV 2008a). Laut einer 
Umfrage des Instituts für Demoskopie Allensbach im Auftrag des BMFSFJ (2008: 83f.) ha-
ben zwar 86% der alleinerziehenden Mütter Unterhaltsansprüche gegenüber dem früheren 
Partner für sich selbst und/oder ihre Kinder. Jedoch erhält von ihnen nur jede zweite diese 
Unterhaltsansprüche auch tatsächlich in voller Höhe, da sich in etwa der Hälfte der Fälle der 
frühere Partner der Zahlung verweigert oder finanziell nicht zu Zahlungen in der Lage ist. 
Von der Gesamtheit aller Alleinerziehenden geben insgesamt 40% an, auf die eine oder an-
dere Weise Probleme mit den Unterhaltszahlungen zu haben (BMFSFJ 2008a: 28).  
 

                                                
6 Rund 22% der Paarhaushalte mit Familienernährerin und rund 19% der weiblichen Alleinerziehen-
den liegen unter 50% des durchschnittlichen Äquivalenzeinkommens, gegenüber 11% aller Mehrper-
sonenerwerbshaushalte und gegenüber nur 10% bei Haushalten mit männlichen Familienernährer 
(Berechnungen von Toni Hahn im Auftrag der Forschungsprojekte).  
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Aktuelle Zahlen weisen darauf hin, dass 22% aller minderjährigen Kinder, die in Ein-Eltern-
Familien leben – dies sind rund eine halbe Million Kinder – statt des Unterhalts durch den 
anderen Elternteil Leistungen nach dem Unterhaltsvorschussgesetz erhalten.7 Kinder, für die 
der getrennt lebende Elternteil länger als 72 Monate keinen Unterhalt leistet, erhalten nach 
maximal 72 Monaten jedoch keine staatliche Unterstützung mehr und sind damit vergleichs-
weise schlechter gestellt als Kinder aus Zwei-Eltern-Familien. Zudem endet der Unterhalts-
vorschuss spätestens bei Vollendung des 12. Lebensjahres des Kindes, obwohl der Finanz-
bedarf für Kinder über 12 Jahre weiterhin besteht bzw. der Höhe nach sogar noch anwächst. 
Der Unterhaltsvorschuss wird auch dann anteilig geleistet, wenn die Unterhaltszahlungen 
des anderen Elternteils unterhalb der gesetzlich vorgesehenen Leistung bleiben. Die Zahl 
der Kinder, die einen Unterhaltsvorschuss beziehen, steigt trotz insgesamt sinkender Kinder-
zahlen in Deutschland kontinuierlich an (VAMV 2008b).  
 
Es muss an dieser Stelle betont werden: Kinder profitieren grundsätzlich davon, wenn beide 
Eltern erwerbstätig sind und sie in einer Zweiverdienerfamilie aufwachsen: sie haben besse-
re Schulerfolge, bessere Bildungsabschlüsse und weisen ein höheres Wohlbefinden auf (vgl. 
Expertise Jurczyk). Selbst kleine Kinder profitieren in ihrer Entwicklung von mütterlicher Er-
werbstätigkeit (vgl. Berger/Spiess 2009, zusammenfassend Entleitner 2010). Allerdings gilt 
dies vor allem dann, wenn gewisse Vorbedingungen erfüllt sind: keine überlangen Arbeitszei-
ten der Eltern, Verlässlichkeit, Regelmäßigkeit, Verfügbarkeit (Lange 2006). Nichterwerbstä-
tige Eltern, die den ganzen Tag zu Hause bleiben, werden demgegenüber von 8- bis 12-
jährigen Kindern viel stärker als Belastung erlebt. Untersuchungen zeigen ganz klar, dass es 
für Kinder am günstigsten ist, in Familien aufzuwachsen, die auf einem egalitären Paarkon-
zept gründen und in denen beide Eltern erwerbstätig sind (Bürgisser 2006).  
 
 
   Handlungs- und Gestaltungsansätze 
 
!  Ausgangspunkt für die sozialpolitische Unterstützung von Familienernährerinnen ist 

die Überwindung traditioneller und nicht mehr der mehrheitlichen Lebensrealität ent-
sprechender familien- und geschlechterpolitischer Leitbilder und Politiken, auch auf 
der Ebene von Familien, von Betrieben, von Schulen sowie Berufsberatungen. Die 
tatsächliche Realisierung gleicher Lebenschancen von Frauen und Männern muss als 
Leitlinie der Sozialpolitik gestärkt werden. Hierzu gehören die folgenden Desiderata:  
 
o Abzubauen sind institutionell verankerte Anreize, die eine geschlechtstypische 

Spezialisierung (Mann als „Ernährer“, Frau als „Zuverdienerin“) befördern. In die-
sem Zusammenhang sind z.B. die existierende Förderung von Minijobs und die 
Lohnsteuerklassenkombination III und V zu hinterfragen (vgl. Expertisen Loose 
und Wersig).Im Gegenzug müssen Möglichkeiten und Befähigungsstrukturen ge-
schaffen werden, die eine egalitäre Verteilung von Erwerbs-, Fürsorge- und Ei-
gensorgearbeit im Lebensverlauf fördern.  

 

                                                
7 Unterhaltsvorschuss erhält jedes in Deutschland lebende Kind unter 12 Jahren, welches nicht oder 
nur unregelmäßig Unterhaltszahlungen durch den Elternteil, bei dem es nicht wohnt, für die Dauer von 
maximal 72 Monaten. 
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o Gleichstellungsorientierte Ziele und Arbeitsweisen müssen besser in den Rechts-
kreis des SGB II und SGB III implementiert werden (vgl. Expertise Wersig). 

 
o Es besteht die Gefahr, dass eine isolierte, unflankierte Umverteilung der Zustän-

digkeit für Fürsorgeaufgaben auf beide Geschlechter unter den Bedingungen ei-
ner gleichzeitigen Zunahme von prekären Beschäftigungsverhältnissen im Nied-
rigeinkommensbereich dazu führt, dass sich die soziale Lage sowohl von Müttern 
als auch von Vätern zunehmend im Vergleich zur Situation von kinderlosen Be-
schäftigten, die dem Arbeitsmarkt umfassender zur Verfügung stehen können, 
destabilisiert. Die Umverteilung von Fürsorgeaufgaben ist nur der erste Schritt. 
Damit gleich verteilte Fürsorgeaufgaben nicht zu einer Art Prekaritätsfalle für bei-
de Geschlechter werden, müssen sich die Sozialpartner im zweiten Schritt um ei-
ne bessere sozialpolitische Absicherung familienbedingter Diskontinuitäten in den 
Erwerbsverläufen kümmern (vgl. Expertise Loose, Projektbericht Westdeutsch-
land). 

 
!  In sozialpolitischen Regelungen ebenso wie in der Verwaltungspraxis gilt es, die do-

minierende Sicht auf Frauen als Zuverdienerinnen abzubauen und die ganze Vielfalt 
von Erwerbskonstellationen, in denen Frauen (und Männer) sich befinden können, in 
den Blick zu nehmen. 

 
o In den Grundsicherungsstellen kommen bisher nur in Ausnahmefällen Konzepte 

zur Anwendung, in welchen gleichstellungspolitische Ziele und entsprechende 
Umsetzungsschritte formuliert sind. Eine solche Integration von genderrelevanten 
Aspekten und Problemlagen in den Beratungsprozess – unter Berücksichtigung 
der besonderen Situation von Familienernährerinnen – ist aber dringend erforder-
lich. Hier bedarf es gesetzlicher Vorgaben für die Entwicklung und Evaluation von 
Gleichstellungskonzepten in den Grundsicherungsstellen (vgl. Expertise Wersig).  

 
o Eine besondere Bedeutung hat hier der bessere Zugang von Frauen mit Kindern 

zu qualifizierenden Weiterbildungsmaßnahmen. Anstelle einer Vermittlung in be-
fristete 1-Euro-Jobs oder in prekäre Beschäftigung sollte erfolgreiche Vermittlung 
den Übergang in existenzsichernde Beschäftigung anstreben und an diesem ge-
messen werden. 

o Bei der weiteren Ausgestaltung des Elterngeldes gilt es, auch auf die Nutzungs-
muster der Väter abzustellen: Ziel sollte es weiterhin sein, Anreize in Richtung ei-
ner egalitären Aufteilung der Elterngeldmonate zwischen beiden Partnern zu be-
fördern, um langfristig das Leitbild einer paritätischen Aufteilung der Erwerbs- und 
Sorgearbeit zwischen Vater und Mutter zu verankern.  

 
!  Die egalitäre Aufteilung von Erziehungs- und Fürsorgeaufgaben innerhalb des Paa-

res bei gleichzeitiger Verantwortungsübernahme beider Partner (im Gegensatz zu ei-
ner sequentiellen Abfolge von Erwerbsarbeit und Fürsorgeaufgaben allein durch die 
Frauen) sollte politisch gefördert und unterstützt werden. Als konkrete Maßnahmen 
wären hier etwa zu nennen (vgl. Expertise Loose): 
 
o Die Gewährung von Leistungen zur Flankierung einer Arbeitszeitreduktion, die 

beide Partner in einer Familie gleichzeitig in Anspruch nehmen, um familiale Auf-
gaben zu übernehmen. Zu denken wäre hier an gezielte Anreize im Rentenrecht 
zu Gunsten einer gleichzeitigen Arbeitszeitreduktion beider Partner während der 
Kinderberücksichtigungszeiten (d.h. der ersten 10 Lebensjahre des Kindes). Bis-
her werden die gewährten zusätzlichen Entgeltpunkte bzw. die aufgewerteten 
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Rentenanwartschaften, im Falle einer Teilzeitbeschäftigung oder einem unter-
durchschnittlichem Verdienst, nur einem Elternteil gewährt – und zwar dem „ü-
berwiegend erziehenden Elternteil“, also in der Regel der Mutter. Die Ausweitung 
dieses Nachteilsausgleichs auf beide Elternteile im Falle der partnerschaftlich ge-
teilten Fürsorgearbeit würde klare Signale in Richtung eines neuen Leitbildes set-
zen. 

 
o Auch die Verlängerung der Partnermonate beim Elterngeld – und zwar insbeson-

dere die vorgesehene (aber aus Haushaltsgründen nicht umgesetzte) Regelung 
zur gleichzeitigen Inanspruchnahme des Elterngeldes in Teilzeit, könnte hier deut-
liche Signale setzen. 

 
!  Sozial- und Vereinbarkeitspolitik muss explizit auf beide Geschlechter zugeschnitten 

sein bzw. auf die Erwerbstätigkeit aller Elternteile als Regelfall abstellen. Sie darf sich 
nicht länger am – von der empirischen Entwicklung faktisch längst überholten – Leit-
bild der Paarfamilie mit männlichem Hauptverdiener und zuverdienender Ehefrau ori-
entieren. Gleichzeitig muss die Vielfalt von Varianten und Rahmenbedingungen des 
Zweiverdienermodells besser in Rechnung gestellt und ggf. bestimmte Regelungen 
und Angebote darauf zugeschnitten werden – so benötigen Haushalte im Niedrigein-
kommensbereich, in denen Frauen aus Mangel an Alternativen die Rolle der Familie-
nernährerin einnehmen, andere Formen der Unterstützung als etwa gut situierte, mo-
bile Doppelkarrierepaare. 

 
!  Unstrittig ist, dass Alleinerziehende bzw. Familienernährerinnen insgesamt in ihrem 

Bestreben unterstützt werden sollten, von staatlichen Transferleistungen unabhängig 
zu werden. Hierfür sind passgenaue Unterstützungsangebote durch die einschlägigen 
Hilfesysteme entscheidend.  

 
o Es wäre hilfreich, Familienernährerinnen den bürokratischen Hürdenlauf durch ei-

ne Vielzahl unterschiedlicher Ämter zu erleichtern sowie in Rechnung zu stellen, 
dass diese erwerbstätigen Frauen – auf Grund ihrer beruflichen wie familialen 
Verpflichtungen – zeitlich oft in höchstem Maße eingeschränkt sind. Zu denken 
wäre dabei an grundsätzliche Organisationsverbesserungen, damit die Rat- und 
Hilfesuchenden zeitsparend und effektiv ihre Anliegen klären können (und nicht 
z.B. durch vorgeschaltete Callcenteragenten gefiltert oder vertröstet werden, wie 
von einer Interviewpartnerin beklagt). Denkbar wäre auch die Vergabe besonde-
rer Termine für erwerbstätige Familienernährer/innen.  

 
o Die Etablierung einer zentralen Ansprechperson für Alleinerziehende bzw. für 

Familienernährerinnen in jeder Kommunalverwaltung könnte eine wichtige Unter-
stützung sein. Eine solche Ansprechstelle wäre mit der besonderen Lebenssitua-
tion von Familienernährerinnen vertraut, könnte adäquat und zielgruppenspezi-
fisch beraten, konkrete Unterstützungsangebote unterbreiten, den Austausch zwi-
schen betroffenen Frauen vermitteln und hätte insgesamt ein „offenes Ohr“ für die 
Probleme und Anliegen von Familienernährerinnen. 

 
o Angesichts dessen, dass Unterhaltszahlungen der Väter für ihre Kinder häufig 

nicht, verspätet oder nur in geringer Höhe geleistet werden, bräuchten allein er-
ziehende weibliche Familienernährerinnen einen Anspruch auf Unterhaltsvor-
schuss für ihre Kinder auch über das 12. Lebensjahr hinaus. 
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!  Es sollte über gezielte, weitere Anpassungen bei der Gewährung von Grundsiche-
rungsleistungen diskutiert werden, die häufig gerade Haushalten mit weiblicher Fami-
lienernährerin finanzielle Entlastung verschaffen und Armut vermeiden helfen würden.  

 
o Für Familien, die bedarfsabhängige Grundsicherungsleistungen beziehen, sollte 

die Möglichkeit wieder eingeführt werden, im Bedarfsfall besondere Einmalleis-
tungen zu beziehen (z.B. für die Neuanschaffung von Kühlschrank oder Wasch-
maschine bzw. für Reparaturkosten) (vgl. Deutscher Kinderschutzbund 2010: 6). 
Die seit einigen Jahren praktizierte Verrechnung der Einmalleistungen mit dem 
Grundbedarf hat sich empirisch nicht bewährt. Gerade finanzschwache Familien, 
unter ihnen viele Familien mit Familienernährerin, verfügen häufig über sehr we-
nig finanzielle Rücklagen und können Geräte wie z.B. einen defekten Kühlschrank 
– wie die Interviews deutlich machen – teilweise erst nach Monaten ersetzen. 
Einmalzahlungen oder zweckgebundene Gutscheine kommen aber auch direkt 
den Kindern zu Gute, wie im Falle der Anschaffung von Kindermöbeln, Kinder-
fahrrädern, PCs oder kindlichem Kleidungsbedarf.  

 
o Sinnvoll wäre es, vorausschauend bereits armutsnahe Lebenslagen von Familien 

abzufedern, wie sie unter Alleinerziehenden und Familienernährerinnen in Paar-
haushalten häufig zu beobachten sind. Dies betrifft z.B. die Gefahr der Ausgren-
zung von Kindern selbst da, wo die Eltern noch knapp oberhalb der Bedürftig-
keitsgrenze liegen und daher keine Grundsicherungsleistungen für sich und ihr 
Kind beziehen. Ein Beispiel wären Zuschüsse für Klassenfahrten. 

 
o Zur Unterstützung einer allgemeinen Entlastung und Erholung von Familienernäh-

rerinnen und ihren Kindern sollte ein ausreichendes Angebot an Mutter-Kind-
Kuren bereitgestellt werden, welches unkompliziert und zeitnah von betroffenen 
Müttern genutzt werden kann. Ein solches Angebot ergänzt den beruflichen Erho-
lungsurlaub, der von vielen Familienernährerinnen aus Kostengründen und auf 
Grund ihrer fortlaufenden Zuständigkeit für die Versorgung der Familie nicht zu ih-
rer individuellen Erholung (z.B. im Rahmen einer Erholungsreise) genutzt werden 
kann. 

 
!  Zur Vermeidung von Kinderarmut in Haushalten mit weiblicher Familienernährerin gilt 

es, die finanziellen Unterstützungsleistungen der Grundsicherung für Kinder entlang 
des tatsächlichen Bedarfs neu zu definieren.  

 
o Wenn Kindergeld und – wie für den Bundeshaushalt 2011 geplant – Elterngeld 

ohne Anhebung der Regelsätze mit SGB II-Leistungen verrechnet werden, stellt 
dies für Familienernährerinnen mit langzeitarbeitslosen bzw. erwerbsunfähigen 
Partnern (und andere Betroffene) einen zusätzlichen empfindlichen Verlust eines 
Teils des Haushaltseinkommens dar. Auch die zukünftig geplante Anrechnung 
des Elterngeldes als Einkommen bei der Berechnung des Kinderzuschusses wird 
die finanziellen Spielräume vieler Familienernährerinnenhaushalte weiter einen-
gen.  

 
o Der Deutsche Kinderschutzbund schlägt zur Verringerung der Kinderarmut eine 

Anhebung der Regelsätze auf 276 Euro (bis zum 6. Lebensjahr) bis 358 Euro (14. 
bis 18. Lebensjahr) vor, um den Bedarf an Grundgütern und eine zumindest an-
satzweise soziokulturelle Teilhabe abzusichern (DKSB 2010: 2). 
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o Der Kinderzuschlag erreicht nach wie vor – konstruktionsbedingt – nur einen klei-
nen Kreis von Berechtigten. Bei geringfügigen Einkommensveränderungen kann 
es zu einem abrupten Wegfall dieser Leistung kommen. Wenn an diesem Instru-
ment festgehalten werden soll, müsste durch eine Reform der Mindest- und 
Höchsteinkommensgrenzen dafür Sorge getragen werden, dass ein größerer 
Kreis von Berechtigten durch diese Leistung profitieren und den Bereich der Ar-
mut überwinden kann.  

 
o Chipkarten mit einem Guthaben für Bildungsausgaben können ein sinnvolles Mit-

tel sein, auch Kindern aus bedürftigen Familien eine Teilhabe an Bildung zu er-
möglichen.  

 
o Diskussionswürdig ist auch der Vorschlag, die bisherige Vielzahl an sozial- und 

familienpolitischen Leistungen mittelfristig in eine „Kindergrundsicherung“ umzu-
wandeln, so wie es in anderen Ländern teilweise schon realisiert wurde (vgl. 
DKSB 2010, Bertram/Kohl 2010). 

 
!  Auch die gesetzliche Alterssicherung muss den veränderten Erwerbsmustern und 

Lebensverläufen angepasst werden. Die empirische Entwicklung zeigt, dass weder 
die durchgängige (Vollzeit-)Beschäftigung von Männern noch die langfristige Ehe als 
Voraussetzung für die abgeleitete Sicherung von Frauen mehr als Maßstäbe für die 
Erreichung des Sicherungsziels der Gesetzlichen Rentenversicherung (GRV) geeig-
net sind. Zwar kann zukünftig von einer steigenden Erwerbspartizipation von (west-
deutschen) Frauen über den Lebensverlauf ausgegangen werden. Angesichts von 
Niedriglöhnen, Phasen der Nichterwerbstätigkeit und Arbeitszeitreduzierung aufgrund 
von familiären Aufgaben, aber auch Phasen der Arbeitslosigkeit von Erwachsenen 
beiderlei Geschlechts werden zunehmend mehr Menschen jedoch unter den gegebe-
nen Bedingungen keine armutsvermeidenden Rentenansprüche in der GRV durch ih-
re Beitragszahlungen aufbauen können. Zur Stärkung der Legitimation der GRV und 
zur Erreichung ihrer Sicherungsziele ist daher eine stärkere Einbeziehung und Bei-
tragsverpflichtung aller Erwerbstätigen und Einkommensarten über den Lebensver-
lauf unvermeidlich; gleichzeitig können Ausgleichsmaßnahmen zur Unterstützung von 
Personen mit niedrigem Einkommen und diskontinuierlichen Versicherungsverläufen 
einen Beitrag zum Aufbau individueller, armutsvermeidender Alterssicherungsan-
sprüche für Frauen und Männer leisten. Während des Erwerbslebens muss ein zu-
sätzliches Gewicht auf die sozialrechtliche Flankierung von flexiblen Formen der Er-
werbstätigkeit gelegt werden.  

 
 
5.  Betriebliche Arbeitsbedingungen und ihre Auswirkungen 
 
Familienernährerinnen, die überwiegend über mittlere Bildungs- und Qualifikationsabschlüs-
se verfügen, gehören zugleich zu den zeitlich am intensivsten belasteten Beschäftigtengrup-
pen. Sie sind häufig als Altenpflegerinnen, Krankenschwestern, Hebammen, Erzieherinnen, 
Kellnerinnen oder Verkäuferinnen tätig und werden in diesen Berufen physisch und psy-
chisch außerordentlich gefordert. Viele der Familienernährerinnen – und dies gilt insbeson-
dere für allein erziehende Mütter und vollzeiterwerbstätige Frauen – sind gesundheitlich da-
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her „am Limit“. Sie leiden unter permanentem Zeitdruck sowie diversen Stresssymptomen. 
Dies zeigt sich auch am Beispiel der in den beiden Forschungsprojekten interviewten Famili-
enernährerinnen (vgl. die Ergebnisse beider Projekte). Unterschiede in den Belastungsgra-
den existieren allerdings nach Milieu, nach eigenem Erwerbsumfang sowie nach dem Grad 
an Prekarität, den die Familienernährerinnen in der Erwerbsarbeit und im Zusammenspiel 
betrieblicher und privater Anforderungen erfahren.  
 
Belastungen ergeben sich insbesondere durch die zeitlichen und räumlichen Anforderungen 
der Erwerbsarbeit. Die Familienernährerinnen arbeiten oft in Schichtarbeit bzw. üben Dienst-
leistungsberufe aus, in denen atypische Arbeitszeiten (abends, nachts oder am Wochenen-
de) üblich sind. Die interviewten Familienernährerinnen weisen zudem auf ihre hohe Belas-
tung durch vom Arbeitgeber geforderte und meist nur kurzfristig angekündigte Überstunden 
hin. Diese werden teilweise nicht oder nur nach Protest durch die Betroffenen ordnungsge-
mäß ausbezahlt oder in Freizeit entgolten.  
 
Auch bei der Arbeitszeitfestlegung im Detail erweisen sich viele Arbeitgeber als ignorant ge-
genüber der besonderen Situation von Familienernährerinnen, die neben ihrer beruflichen 
Arbeit auch für die Betreuung und Versorgung ihrer Kinder (haupt-)verantwortlich sind.  
 
Zu den Arbeitszeitwünschen speziell der Familienernährerinnen ist bisher wenig bekannt. 
Für die Gruppe der alleinerziehenden Mütter, welche mehrheitlich vollzeiterwerbstätig sind 
(54%), weiß man jedoch, dass rund die Hälfte von ihnen mit ihrer Wochenarbeitszeit zufrie-
den ist. Gewünscht werden von zwei Dritteln der erwerbstätigen Alleinerziehenden Teilzeit-
stellen mit einer etwas höheren Stundenzahl zwischen 20 und 35 Stunden pro Woche. Einer 
gewünschten Erhöhung des Arbeitszeitvolumens steht jedoch vor allem der Widerstand der 
jeweiligen Arbeitgeber im Wege (BMFSFJ 2008: 44). In den Interviews mit Familienernähre-
rinnen in westdeutschen Paarfamilien wurde deutlich, dass vor allem unter der großen Grup-
pe derjenigen Frauen, die die Familienernährerinnenrolle unfreiwillig mangels anderer Alter-
nativen übernommen hatte sowie nach wie vor widerstrebend ausfüllt, vielfach auch der 
Wunsch nach einer Reduzierung der Erwerbstätigkeit besteht (Projektbericht Westdeutsch-
land). 
 
Die Interviews mit Familienernährerinnen zeigen, dass deren Familien häufig unter Mobili-
tätsanforderungen zu leiden haben. Dies trifft besonders für Mütter zu, die mobil in der am-
bulanten Pflege tätig sind, aber auch für diejenigen, die täglich weite Wege zum Arbeitsplatz 
zurück legen oder im Außendienst oder an verschiedenen Orten tätig sind. Wo ein betriebli-
ches Mobilitätsmanagement existiert, welches sich um die Bewältigung der beruflichen Mobi-
lität durch Beschäftigte und deren Familien kümmert, ist dieses aber in der Regel bislang auf 
den Bereich der so genannten „High Potentials“ beschränkt.  
 
Hinzu kommen auf der anderen Seite die Anforderungen durch Haus- und FŸrsorgearbeit, 
die ebenfalls weitgehend in den Zuständigkeitsbereich der Familienernährerinnen fallen. 
Trotz ihrer Belastungssituation und der engen finanziellen Spielräume sind viele erwerbstäti-
ge Mütter – auch die Familienernährerinnen – bestrebt, die täglichen Mahlzeiten selbst her-
zustellen und dabei sogar noch die Geschmacksvorlieben ihrer Partner und Kinder zu be-
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rücksichtigen (vgl. Expertise Meier-Gräwe). Wie sich in den Interviews mit den Familiener-
nährerinnen zeigt, ist es vielen Familienernährerinnen wichtig, ihren Haushalt eigenhändig 
und gemäß den eigenen Ordnungsvorstellungen zu erledigen. Die allermeisten Familiener-
nährerinnen in Ostdeutschland können sich daher nicht vorstellen, im Haushalt auf bezahlte 
Hilfe zurück zu greifen. In Westdeutschland ist dies zwar durchaus weiter verbreitet, jedoch 
scheinen auch hier viele Familienernährerinnen ein ausgeprägtes Bedürfnis zu haben, durch 
ihr Engagement in der Haus- und Familienarbeit unter Beweis zu stellen, dass sie trotz der 
Erwerbsarbeit die ungeschriebenen Erwartungen an die Rolle von Frauen und Mütter erfül-
len. Sowohl in Ost- wie auch in Westdeutschland wird jedoch in großem Umfang auf die (un-
bezahlte) Unterstützung durch Großmütter zurückgegriffen. 
 
Auf Grund der vergleichsweise niedrigen Haushaltseinkommen hätten die Familienernähre-
rinnen allerdings auch kaum die Möglichkeit, sich über den Einkauf von haushaltsnahen 
Dienstleistungen bei der Haus- und Fürsorgearbeit zu entlasten. In den Interviews mit den 
Familienernährerinnen zeichnet sich daher ein ständiger Konflikt bei der Entscheidung über 
die zeitlichen Ressourcen ab: „Spiele ich jetzt die eine Stunde täglich, die mir bleibt, lieber 
mit meinem Kind oder sollte ich besser die Wohnung in Ordnung bringen?“ 
 
Es ist zu befürchten, dass die aktuellen Erwerbsbedingungen bzw. die sich hieraus ergebe-
nen Vereinbarkeitssituationen vieler Familienernährerinnen ein Aushalten der gegebenen 
Belastungen bis zum regulären Rentenalter unmöglich machen (vgl. auch Expertise Meier-
Gräwe). Genauso beschreiben es auch die interviewten Familienernährerinnen selbst: Viele 
betrachten ihr gegenwärtiges Lebensarrangement als auf Dauer nicht tragbar.  
 
Durch schlechte Arbeitsbedingungen, einen wachsenden Beschäftigtenanteil, der zu Niedrig-
löhnen und in Minijobs arbeitet, sowie dem zunehmenden Rückzug von Arbeitgebern aus der 
Tarifbindung findet eine Aushebelung sozialer Rechte von Beschäftigten statt, wovon auch 
ein Teil der Familienernährerinnen betroffen sind. Die Reichweite von Branchentarifverträgen 
und betrieblicher Mitbestimmung hat in Deutschland in den vergangenen 15 Jahren insge-
samt abgenommen: 
 

¥ Von den Beschäftigten in privatwirtschaftlichen Unternehmen arbeiten im Jahr 
2009 in Westdeutschland 52% und in Ostdeutschland 34% mit einem Branchenta-
rifvertrag.  

 
¥ 45% aller Beschäftigten in der westdeutschen Privatwirtschaft werden von einem 

Betriebsrat vertreten, in Ostdeutschland sind es 38%. 
 

¥ Damit werden in Westdeutschland 33% und in Ostdeutschland 46% der Beschäf-
tigten weder durch einen Branchentarifvertrag noch durch einen Betriebsrat er-
fasst (vgl. Böckler Impuls 2010b). 

 
Weil eine gesetzliche Verpflichtung der betrieblichen Akteure zur Behandlung gleichstel-
lungspolitischer Themen fehlt, hängt die tatsächliche Praxis vom Engagement und der Per-
sönlichkeit der Betriebsräte und Geschäftsführungen, den konkreten betrieblichen Problem-
konstellationen sowie der jeweiligen Unternehmenskultur ab (vgl. Projektgruppe GiB 2010). 
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Umso wichtiger ist es, die Betriebsparteien darin zu bestärken, das Betriebsverfassungsge-
setz (BetrVG) sowie andere zentrale Gesetze (TzBfG, BEEG, PflegeZG) im Betrieb auch 
tatsächlich zur Geltung zu bringen (vgl. Expertise Schlewing). Es ist gerade für Familiener-
nährerinnen eine durchaus reale Bedrohung, nach der Elternzeit gekündigt, auf einen 
schlechteren Arbeitsplatz versetzt oder karrieremäßig diskriminiert zu werden. Auf diesen 
Sachverhalt deuten auch die Ergebnisse aus den beiden Forschungsprojekten zu Familie-
nernährerinnen hin.  
 
Kommt es zu familienbedingten Erwerbsunterbrechungen oder längeren Phasen von Teil-
zeitarbeit, haben Frauen anschließend mit dem Problem zu kämpfen, dass sie auf berufli-
chen Positionen arbeiten müssen, die nicht adäquat zu ihren Bildungsabschlüssen sind: Nur 
43% der Mütter landen nach ihrer Familienpause wieder auf ihrem alten Arbeitsplatz. Dem-
gegenüber haben 35% beim Wiedereinstieg ihren Arbeitgeber gewechselt und weitere 18% 
wurden vom Arbeitgeber zumindest auf einen neuen Arbeitsplatz versetzt. Letztlich sind es 
nur 16% der Rückkehrerinnen, die nach ihrem Wiedereinstieg genauso wie vor der Geburt 
ihres Kindes arbeiten, also beim gleichen Arbeitgeber, auf derselben Stelle, mit denselben 
Arbeitszeiten und denselben inhaltlichen Schwerpunkten (Hessenstiftung 2007: 36f.). Eine 
familienbedingte Erwerbsunterbrechung birgt für Frauen daher nach wie vor die Gefahr einer 
beruflichen Dequalifizierung: Immerhin 16% der Rückkehrerinnen geben an, nach ihrem 
Wiedereinstieg unterhalb ihres ursprünglichen Ausbildungsniveaus zu arbeiten (Hessenstif-
tung 2007: 44).  
 
In Ostdeutschland kommt hinzu, dass Frauen ihm Rahmen der grundlegenden Umstrukturie-
rung des ostdeutschen Arbeitsmarktes ausgeprägte Dequalifizierungs-prozesse hinnehmen 
mussten und heute vielfach unter ihrem Qualifikationsniveau beschäftigt sind. Beide Entwick-
lungen schmälern die Verdienstchancen von Frauen bzw. von Familienernährerinnen.  
 
Insgesamt wird den Frauen in Deutschland der berufliche Aufstieg noch nicht im gleichen 
Maße wie den Männern ermöglicht. Die Angaben zum Anteil weiblicher Führungskräfte fallen 
unterschiedlich aus, die Studien verweisen aber auf ähnliche Effekte: Die Projektgruppe 
Geschlechterungleichheiten im Betrieb (GiB) ermittelt einen Frauenanteil an allen Führungs-
kräften von maximal 31% (steigende Tendenz, vgl. Projektgruppe GiB 2010: 425). Die IAB-
Führungskräftestudie gibt den Frauenanteil unter abhängig beschäftigten Führungskräften in 
der Privatwirtschaft für das Jahr 2004 mit 22% an (steigende Tendenz, vgl. Kleinert 2006: 1). 
Auffällig ist insgesamt, wie der Frauenanteil an den Führungskräften in den einzelnen Le-
bensphasen variiert: Bis zum Alter von 29 Jahren sind Frauen noch sehr stark im Führungs-
bereich vertreten (ca. 43%), dann jedoch immer weniger (ca. 20% und darunter, vgl. Kleinert 
2006: 2). Das heißt: In der Altersgruppe, in der qualifizierte Frauen am häufigsten Kinder 
bekommen und betreuen, geht ihr Anteil an den Führungskräften deutlich zurück. Dies geht 
Hand in Hand damit, dass das Vorhandensein von Kindern die Wahrscheinlichkeit für eine 
Frau mindert, eine Führungsposition einzunehmen (Kleinert 2006: 2). Auch wenn keine 
quantitativ repräsentativen Daten zu den von den Familienernährerinnen erreichten berufli-
chen Positionen vorliegen, verdeutlichen die geschilderten Effekte doch, wie schwierig für 
Familienernährerinnen (im Unterschied zu Familienernährern) ein beruflicher Aufstieg zu 
bewerkstelligen sein dürfte.  
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   Handlungs- und Gestaltungsansätze 
 
!  Es besteht akuter Handlungsbedarf hinsichtlich eines „De-Gendering“ in den Betrie-

ben, welches darauf abzielt, sich für stärker egalitäre Leitbilder und stärker partner-
schaftliche Rollenvorbilder im Betrieb zu öffnen.  

 
o In den allermeisten Betrieben wirkt das unausgesprochene Leitbild fort, dass 

(männliche) Beschäftigte dem Arbeitsmarkt durchgängig und ein Leben lang un-
eingeschränkt zur Verfügung stehen. Dem gilt es entgegen zu treten, indem der 
Blick bewusst auf die Existenz von einerseits fürsorgenden, aktiven Männern und 
andererseits auf die Situation von vollzeiterwerbstätigen oder familienernähren-
den Frauen im Betrieb bzw. auf dem Arbeitsmarkt gelenkt wird. Unterstützt wird 
dies etwa durch eine betriebliche Förderung von Teilzeitarbeit für Männer/Väter, 
durch Möglichkeiten der alternierenden Telearbeit oder durch den personalpoliti-
schen Übergang von der Anwesenheitskultur zur Aufgabenorientierung. 

 
o Insbesondere Führungskräfte gilt es hierfür zu sensibilisieren. Denn die Erwartun-

gen und Vorannahmen von Führungskräften fallen nach wie vor sehr geschlech-
terstereotyp aus: Männern wird die Ernährerfunktion sowie die berufliche Karriere 
zugedacht, (selbst hochqualifizierten) Frauen wird eine geringere Berufsorientie-
rung unterstellt. Maßnahmen eines aktiven „De-Gendering“ sollten daher zum re-
gulären Bestandteil fachlicher Fort- und Weiterbildungen besonders für Führungs-
kräfte gemacht werden. Hierzu bieten sich etwa gezielte Diversity-Trainings für 
Vorgesetzte an. Besonders männliche Führungskräfte sollten eine entsprechende 
Förderung erfahren. Wenn sie selbst eine untypische Work-Life-Balance leben 
und etwa Teilzeit arbeiten oder Elternzeit in Anspruch nehmen, kann davon eine 
Vorbildwirkung ausgehen.  

 
o Die von vielen Seiten beklagten Wissens- und Verständnisdefizite, die die Akteure 

der Arbeitswelt gegenüber der Vielfalt privater Lebensformen und Lebenslagen 
noch immer aufweisen, gilt es durch gezielte Schulungs- und Trainingsangebote 
insbesondere für Führungskräfte, mittleres Management und Betriebsakteure zu 
schließen (vgl. Expertise Jurczyk). Diese von den interviewten Familienernähre-
rinnen häufig als „fehlende Rücksicht“ von Vorgesetzten bezeichneten betriebli-
chen Defizite müssen überwunden werden.  

 
!  Im Tarifvertragsgesetz gibt es bislang keine einzige Bestimmung, die sich mit Be-

nachteiligungsverboten wegen der Familienpflichten, mit dem Gebot einer familien-
orientierter Personalpolitik oder dem Entgeltgleichheitsgebot befasst. Es gilt daher zu 
diskutieren, ob der Gesetzgeber die Tarifvertragsparteien nicht in die Pflicht nehmen 
sollte, sich in Tarifverträgen mit diesen Themen zu befassen (vgl. Expertise Schle-
wing). 

 
!  Vor dem Hintergrund rückläufiger Zahlen der von Branchentarifverträgen erfassten 

abhängig Beschäftigten wird zugleich eine Stärkung der betrieblichen Arbeitnehmer-
vertretungen umso bedeutungsvoller (vgl. Expertise Schlewing).  

 
o In Betracht kommt hierfür eine Verankerung eines familien- bzw. vereinbarkeits-

gerechten Mainstreamings in geeigneten Bestimmungen, etwa in Form von För-
deraufträgen an die Arbeitnehmervertretungen (BetrVG). Auch Arbeitgeber könn-
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ten im Rahmen neuer gesetzlicher Pflichten zur Gleichstellung und Förderung der 
Familienfreundlichkeit zu entsprechenden Maßnahmen verpflichtet werden.  

 
o Sinnvoll wäre die Aufnahme von Familienpflichten in den Katalog der unzulässi-

gen Benachteiligungsgründe im Betriebsverfassungsgesetz (§ 75 Abs. 1 BetrVG) 
sowie die Aufnahme der FamilienvertrŠglichkeit in die Aufzählung der Schutz- und 
Förderpflichten der Betriebsparteien (§ 75 Abs. 2). 

 
o Auch die Verpflichtung der betrieblichen Akteure wie auch der Tarifvertragspartei-

en zu einer gleichstellungsorientierten Personalpolitik würde einen begünstigen-
den Rahmen bieten. Maßnahmen hinsichtlich der Entgeltgleichheit wären darin 
vorrangig zu verankern, aber auch die Förderung einer familienunterstützenden 
Flexibilität von Arbeitszeit. In diesem Rahmen könnte auch die Pflicht zur betrieb-
lichen Erstellung von adäquaten Personalstatistiken und Gleichstellungsberichten 
festgelegt werden. 

 
o Betriebliche Entgeltsysteme sollten sich vor ihrem Inkrafttreten einem Diskriminie-

rungscheck durch eine unabhängige Kommission (etwa: angebunden an die Anti-
diskriminierungsstelle des Bundes) unterziehen müssen. Dem Betriebsrat könnte 
ein Initiativrecht hinsichtlich diskriminierungsfreier betrieblicher Entgeltsysteme 
eingeräumt werden (BetrVG) (vgl. Projektgruppe GiB 2010: 327, Deutscher Ge-
werkschaftsbund 2009: 4). 

 
o Angesichts der Tatsache, dass die Hälfte der Beschäftigten in Westdeutschland 

und zwei Drittel in Ostdeutschland nicht von einem Branchentarifvertrag erfasst 
werden und das Ausfransen der Löhne nach untern zugenommen hat (Kali-
na/Weinkopf 2010), zeichnet sich umso deutlicher der Bedarf nach einem vom 
Gesetzgeber festgelegten Mindestlohn ab. 

 
!  Gerade Familienernährerinnen brauchen Arbeitszeiten, die auf ihre spezifische fami-

liale Situation eingehen und ihnen Mitgestaltungsmöglichkeiten und eine gewisse 
Planungssicherheit bieten, da sie wegen ihrer Ernährerverantwortung anders als 
Frauen in der Rolle der „Zuverdienerin“ meist nicht auf das weit verbreitete Verein-
barkeitsinstrument von (kurzer) Teilzeit zurückgreifen können. 

 
o Auch wenn zu ihren spezifischen Arbeitszeitwünschen keine repräsentativen Da-

ten vorliegen, deuten die vorliegenden Erkenntnisse (auch zu Alleinerziehenden) 
auf einen großen Bedarf von Familienernährerinnen an Stellen in vollzeitnaher 
Teilzeit bzw. in „Vollzeit light“ hin.  

 
o Zur Reduzierung von Belastungen sowie der Erleichterung von Kinderbetreuung 

und Familienleben bräuchten betroffene Familienernährerinnen zudem die Mög-
lichkeit, zumindest vorübergehend aus der Spät- bzw. Nachtschicht auszusteigen 
und im Tagdienst zu arbeiten. Gleiches gilt für eine verstärkte Entlastung von Wo-
chenend- und Feiertagsarbeit, da den Sonn- und Feiertagen eine besondere 
Funktion als letzter „Bastion“ gemeinsamer Familienzeit zukommt. 

 
o Gerade für Familienernährerinnen in qualifizierten Tätigkeiten wäre zudem die 

Möglichkeit, teilweise von zu Hause aus zu arbeiten, von Vorteil. 
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o Ergänzt werden könnte dies durch kommunale Bemühungen, Ansätze lokaler 
Zeitpolitik anzustoßen (vgl. Heitkötter 2009). Gemeinsam mit Akteuren der Kom-
munalpolitik können etwa so genannte Zeitbüros eingerichtet werden, die sich für 
die Abstimmung von Arbeitszeiten, Öffnungszeiten, Zeiten des öffentlichen Nah-
verkehrs sowie von Schul- und Betreuungszeiten einsetzen. 

 
!  Für Beschäftigte mit hoher beruflicher Mobilität, etwa bei Reise- oder Fahrtätigkeiten, 

Tätigkeiten im Außendienst, an verschiedenen Orten oder in der ambulanten Pflege, 
gilt es auf betrieblicher Ebene klare Regelungen zur Erreichbarkeit festzulegen und 
grundsätzliche „Schutzzeiten“ für familiale Belange zu vereinbaren. Rufbereitschaft, 
die bei einer Reihe der in den Projekten Befragten nicht entgolten wird, sollte grund-
sätzlich bezahlt werden. Zu denken ist weiterhin an betriebliche Regelungen, die eine 
Höchstdauer von Dienstreisen oder Maximalabwesenheiten pro Monat oder Jahr fest-
legen. Ebenso gilt es dort zu vereinbaren, dass beruflich bedingte Abwesenheiten 
stets unter Berücksichtigung der Lebenssituation der Beschäftigten und unter deren 
Mitwirkung geplant werden. In diesen betrieblichen Vereinbarungen sollte auch der 
Einsatz von moderner Betriebs- und Kommunikationstechnologie sowie die Durchfüh-
rung von spezifischen Mitarbeiter/innengesprächen zur Laufbahnplanung verabredet 
werden (vgl. Expertise Jurczyk). 

 
!  Der Gesetzgeber sollte einen Impuls zu Gunsten der Karrierewege von Frauen bzw. 

Mütter setzen, indem er gesetzliche Regelungen schafft, welche die Präsenz von 
Frauen in Führungspositionen stärkt – etwa durch eine Regelung zur gleichberechtig-
ten Vertretung von Frauen in Aufsichtsräten (vgl. Expertise Schlewing). Zu ergänzen 
wäre dies auf der betrieblichen Ebene durch die Verankerung des Themas Karriere-
planung in der beruflichen Erst- oder Weiterbildung sowie durch gezielte Mentoring-
Programme oder Trainingsmaßnahmen für Frauen, um zu unterstützen, dass sie sich 
Führungs- bzw. Managementaufgaben zutrauen (Wüst/Burkart 2010).  

 
!  Seit der Anpassung des Elterngeld- und Elternzeitgesetzes (BEEG) im Januar 2009 

können Mütter und Väter sowohl die Bezugsdauer als auch die Aufteilung der Part-
nermonate einmal ohne Angabe von Gründen ändern. In besonderen Härtefällen ist 
zudem eine zweite Änderung möglich, z.B. zur nachhaltigen Sicherung der wirtschaft-
lichen Existenz. In der Praxis verweigerten Arbeitgeber jedoch – so die Ergebnisse 
aus den beiden Forschungsprojekten zu Familienernährerinnen, allerdings vor der 
letzten Gesetzesänderung – mitunter ihre Zustimmung zu einer nachträglichen Ände-
rung der Elternzeit (Dauer, Aufteilung der Monate). Soll eine bereits angemeldete El-
ternzeit vorzeitig beendet, verkürzt oder verlängert werden, kann dies nur mit Zu-
stimmung des Arbeitgebers erfolgen. Den Klageweg, gegen die Ablehnung des Ar-
beitgebers, scheuen die Familienernährerinnen in der Regel. Daher gilt es, ihre vor-
handenen Rechtsansprüche auf nachträgliche, situationsbedingte Anpassung der El-
ternzeit auch in der Praxis zu stärken.  

 
!  Ein noch offenes Problem ist die tatsächliche Durchsetzung der Rechtsansprüche 

von Beschäftigten auf einen Wechsel von Vollzeit- in Teilzeitarbeit gemäß dem Teil-
zeit- und Befristungsgesetzes (TzBfG). Eine Reihe der interviewten Familienernähre-
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rinnen ist Diskriminierungen im Zusammenhang mit ihrer Teilzeitbeschäftigung aus-
gesetzt, so die Erkenntnisse der beiden Forschungsprojekte zu Familienernährerin-
nen. Besonders die bislang nicht durch Rechtsanspruch gedeckte Rückkehr auf einen 
Vollzeitarbeitsplatz kann für Familienernährerinnen von sehr großer Bedeutung sein, 
wenn beispielsweise nach einen Jahr des ALG I-Bezuges das Einkommen des weiter 
arbeitslosen (Ehe-)Partners im Rahmen der Bedarfsgemeinschaft wegfällt.  

 
!  Ein Ziel muss es sein, eine Reduzierung der Belastungskumulation von Familiener-

nährerinnen zu erreichen, die sich bisher aus der parallelen Verantwortung für die 
Erwirtschaftung des Haushaltseinkommens sowie für die Übernahme der Fürsorge-
arbeit ergeben.  

 
o Es gilt, mehr Unternehmen für die familiengerechte Gestaltung von Arbeits-

(zeit)bedingungen zu gewinnen, in welcher eine grundsätzliche Verantwortlichkeit 
aller Beschäftigter für familiale Fürsorgeaufgaben (dauerhaft oder vorübergehend, 
in der einen oder anderen Lebensphase) vorausgesetzt wird. 

 
o Besondere Aufmerksamkeit sollte der Entwicklung und Beförderung von Konzep-

ten der Betrieblichen Gesundheitsförderung geschenkt werden, um so die Work-
Life-Balance von Beschäftigten mit Fürsorgeverantwortung zu verbessern. Hier 
gilt es auf zweierlei zu achten: eine gendersensible Konzeption sowie eine Be-
rücksichtigung der besonderen Lebenssituation von Familienernährerinnen. Sinn-
voll sind Vernetzungen mit anderen Akteuren der Gesundheitsförderung (Kran-
kenkassen, Gesundheitsämter, Ärzt/innen vor Ort etc.). 

 
o Es müssen verlässliche Möglichkeiten für Familienernährerinnen geschaffen wer-

den, Familienurlaube gemeinsam mit Partner/innen und Kindern zu verbringen. 
Ergänzend sind weitere planbare und arbeitsfreie „Erholungsfenster“ von mehre-
ren Tagen Dauer wichtig, auf die sicher zurückgegriffen werden kann. Im Rahmen 
einer neuen Zeitpolitik, die generell auf verschiedenen Ebenen für Menschen mit 
Fürsorgeverantwortung zu entwickeln ist, wären auch für die betriebliche Ebene 
Maßnahmen vorzusehen (z.B. Kurzsabbaticals zur Einschulung, Weiterentwick-
lung der Möglichkeiten einer Pflegefreistellung). 

 
o Die Anzahl von Überstunden ist insgesamt möglichst niedrig zu halten. Unver-

meidbare Überstunden sind rechtzeitig anzukündigen und durch Freizeit aus-
zugleichen. 

 
!  Damit familial bedingte Passagen und Übergänge in den Betrieben stärker als bisher 

in den Blick genommen und begleitet werden, erscheint die Installierung von speziel-
len Ansprechpartner/innen für alle Angelegenheiten bezüglich familialer Lebensfor-
men und Lebensphasen, sozusagen als „Familienbeauftragte“ oder „Familienmen-
tor/innen“, in Betrieben sowie als Ansprechpartner/innen bei Kammern, Gewerkschaf-
ten und Berufsverbänden als sinnvoll (vgl. Expertise Jurczyk). Hierbei kann es sich 
auch um Beschäftigte handeln, die dementsprechend weitergebildet wurden. Ihnen 
käme auch die Aufgabe zu, relevante Akteure im Betrieb für die Dynamik und die 
Vielfalt von familialen Lebenslagen zu sensibilisieren und ihnen die Pluralität der Be-
darfe anschaulich vor Augen zu führen. Als besonders begleitungswürdig erscheinen 
besonders Passagen und Übergänge im familialen Lebensverlauf, wie etwa Schulein-
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tritt des Kindes, Abiturphase, Tod von Familienmitgliedern etc. In der Personalent-
wicklung gilt es vor diesem Hintergrund – im Interesse der Beschäftigten, aber auch 
der Arbeitgeber – Konzepte des lebensphasen- bzw. lebensereignisorientierten Per-
sonalmanagements weiterzuentwickeln und zur Anwendung zu bringen.  

 
!  Daneben gilt es aber auch, Beschäftigte selbst zu sensibilisieren und darin zu schu-

len, die Gestaltung ihrer eigenen Work-Life-Balance als aktive Aufgabe anzunehmen, 
für die gewisse „Lebensführungskompetenzen“ erforderlich sind. Aus diesem Grunde 
wäre es sinnvoll, die Beschäftigten hinsichtlich eines „Emotionsmanagements“, bei 
der Selbstsorge sowie beim Aufbau von Kompetenzen des Grenzziehens („boundary 
management“) zu unterstützen (vgl. Expertise Jurczyk). 

 
o Hierfür kommt die Etablierung von (auch elektronischen) Diskussionsforen im Be-

trieb in Betracht, auf denen sich etwa Familienernährerinnen untereinander aus-
tauschen können. Ergänzend wäre auch ein gesondertes betriebliches Forum für 
Männer mit Fürsorgeaufgaben (Kinder, Pflege) sinnvoll. 

 
o Denkbar wären auch gezielte Seminare, auch in Zusammenarbeit mit Institutionen 

der Familienbildung, in denen Beschäftigte mit ihren Familien herausfinden kön-
nen, wie eine nachhaltige Verknüpfung von Arbeit und Familie für sie persönlich 
möglich ist. 

 
!  Bislang wird die Unterhaltspflicht als ein Kriterium für die Sozialauswahl bei betriebs-

bedingten Kündigungen berücksichtigt (§ 1 Abs. 3 KSchG). Dabei wird allerdings 
nicht auf die tatsächliche Unterhaltsleistung abgestellt, sondern auf die Unterhalts-
pflicht. Die Regelung schützt also getrennt lebende Männer/Väter, selbst wenn diese 
– wie in rund der Hälfte der Fälle üblich – ihren Unterhaltsverpflichtungen nicht oder 
nur teilweise nachkommen. Währenddessen werden Familienernährerinnen, die ggf. 
nur begrenzt unterhaltspflichtig sind, de facto aber die Last des Unterhalts der Familie 
tragen, nicht in gleicher Weise vor betriebsbedingter Kündigung geschützt. Hier sollte 
gesetzlich nachgebessert werden (vgl. Expertise Schlewing). 

 
 
6.  Öffentliche Kinderbetreuungsangebote und Verkehrsinfra- 

struktur 
 
Im Folgenden gilt es, zwei Handlungsgebiete in den Blick zu nehmen die überwiegend auf 
Landes- bzw. Kommunalebene geregelt werden: die Angebotsstrukturen bei der Kinder-
betreuung sowie im Bereich des öffentlichen Nahverkehrs.  
 
Aktuell liegen die Kindertagesbetreuungsquoten in Deutschland für Unter-3-Jährige lediglich 
bei 20% (Ost 45%, West 15%), während für die 3- bis unter 6-Jährigen bereits ein hoher 
Wert von 92% erzielt wird. Im Vergleich dazu fallen die – für Familien mit weiblicher Haup-
teinkommensbezieherin (sowie für alle Zweiverdienerfamilien) besonders wichtigen – Ganz-
tagsbetreuungsquoten ungünstiger aus: Nur 10% der unter 3-Jährigen (Ost 30%, West 5%) 
sowie 30% der 3- bis unter 6-Jährigen (Ost 63%, West 23%) werden ganztags, d.h. mit einer 
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Betreuungsdauer von mehr als 7 Stunden pro Tag in einer Betreuungseinrichtung oder bei 
Tageseltern betreut (Bundesagentur für Arbeit 2010: 6). 
 
In ganz Deutschland besteht aktuell ein elternunabhängiger Rechtsanspruch auf einen 
Betreuungsplatz für Kinder ab dem dritten Lebensjahr. Über diesen elternunabhängigen An-
spruch hinaus bestehen in den meisten Bundesländern Ansprüche von jüngeren Kindern 
oder Ansprüche auf umfangreichere Nutzungszeiten, wenn die Eltern bestimmte Kriterien 
erfüllen, bzw. auf Seiten der Kinder besondere Bedarfslagen bestehen. Hiervon heben sich 
drei Bundesländer mit günstigeren elternunabhängigen Rechtsansprüchen ab (vgl. Bertels-
mann Stiftung 2010).8  
 

¥ Rheinland-Pfalz und Thüringen garantieren bereits einen Rechtsanspruch auf ei-
nen Betreuungsplatz für Kinder ab dem 2. Lebensjahr  

 
¥ Sachsen-Anhalt gewährt als einziges Bundesland einen Rechtsanspruch auf 

Betreuung ab dem ersten Lebenstag des Kindes. 
 
Die Landesregelungen der anderen 13 Bundesländer gehen bisher nicht über den Rechts-
anspruch ab dem 3. Lebensjahr hinaus. Geplant ist allerdings, im Jahr 2013 einen bundes-
weiten Rechtsanspruch schon für Kinder ab dem zweiten Lebensjahr zu verwirklichen. Be-
züglich der den Kindern mit Betreuungsanspruch jeweils garantierten Betreuungsdauer pro 
Tag gibt es nur in elf von 16 Bundesländern Regelungen, in der konkrete Stundenzahlen pro 
Tag garantiert werden. Diese unterscheiden sich im Umfang allerdings beträchtlich:  
 

¥ Eine garantierte Betreuungszeit von 4 oder 5 Stunden findet sich in Bremen, 
Hamburg, Niedersachsen, Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein. 

 
¥ Eine garantierte Betreuungszeit von 6 oder 7 Stunden findet sich in Berlin, Bran-

denburg (bei besonderem Erziehungsbedarf: auch länger), Mecklenburg-
Vorpommern, Rheinland-Pfalz, Saarland. 

 
¥ Thüringen garantiert seit August 2010 eine tägliche Betreuungszeit von 10 Stun-

den pro Tag.  
 

¥ Keine Regelung zur täglichen Betreuungsdauer findet sich hingegen in Baden-
Württemberg, Bayern, Hessen, Nordrhein-Westfalen und Sachsen. 

 
Unterschiede zeigen sich in Deutschland auch hinsichtlich des Eltern- bzw. Erziehungsgel-
des: Vier Bundesländer gewähren über das gesetzliche Bundeselterngeld nach BEEG (Dau-
er: 12 Monate plus 2 Partnermonate) hinaus ein sog. Landeserziehungsgeld. In Baden-
Württemberg, Bayern, Sachsen und Thüringen wird im Anschluss an das Bundeselterngeld 
zusätzlich ein einkommensabhängiges (Ausnahme: Thüringen) Landeserziehungsgeld von 
bis zu 300 Euro monatlich gezahlt. 
 

                                                
8 Alle Daten des Ländervergleichs entstammen dem zitierten „Ländermonitor Frühkindliche 
Bildungssysteme“ der Bertelsmann-Stiftung (2010). 
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Ähnlich heterogen wie die Rechtsansprüche bezüglich des Beginns eines Betreuungs-
anspruchs (bezogen auf das Lebensalter), der täglichen Betreuungsdauer oder eines in 
manchen Ländern gewährten Landeserziehungsgeldes in Deutschland sind auch die Kosten 
für die Kinderbetreuung. Sieben Bundesländer gewähren Eltern eine – unterschiedlich um-
fangreiche – Befreiung von den Elternbeiträgen für die Betreuung von 3- bis unter 6-
Jährigen.  
 

¥ In Rheinland-Pfalz sind seit August 2010 jetzt die letzten drei Betreuungsjahre vor 
der Einschulung kostenfrei. 

 
¥ In Berlin sind die zwei letzten Jahre vor der Einschulung kostenfrei.  

 
¥ Eine Beitragsfreiheit im letzten Jahr vor der Einschulung besteht in fünf Bundes-

ländern: Hamburg, Hessen, Niedersachsen, Saarland und Sachsen. 
 

¥ Keine Beitragsfreiheit besteht hingegen in Baden-Württemberg, Bayern, Bran-
denburg, Bremen, Mecklenburg-Vorpommern, Nordrhein-Westfalen, Sachsen-
Anhalt, Schleswig-Holstein und Thüringen. 

 
Nicht zuletzt fallen auch die von den Eltern erhobenen Kostenbeiträge für die Kinder-
betreuung in den einzelnen Kommunen sehr unterschiedlich aus. Der „Kindergarten-Monitor 
2009/2010“ (vgl. IW Consult GmbH 2010) analysiert die Höhe der Elternbeiträge kommuna-
ler Kindergärten für die 100 bevölkerungsreichsten Städte mit dem Ergebnis massiver regio-
naler und auch innerstädtischer Beitragsheterogenität in Deutschland. So liegen die Betreu-
ungskosten für eine Familie mit zwei Kindern und mittlerem Einkommen zwischen 0 und 
2.672 Euro jährlich – je nach Kommune. Insgesamt belasten Kommunen aus den alten so-
wie aus den südlichen Bundesländern Familien vergleichsweise weniger. Die durchschnittli-
chen Betreuungskosten für eine Familie mit zwei Kindern und mittlerem Einkommen liegen in 
Ostdeutschland um durchschnittlich 417 Euro pro Jahr höher als in Westdeutschland.  
 
Je nach Wohnort werden Familienernährerinnen bei der Kinderbetreuung ihrer jüngeren Kin-
der demnach bezüglich der Verfügbarkeit von Betreuungsplätzen wie auch finanziell sehr 
unterschiedlich von der Kommune unterstützt. Wo sie keine Betreuungsplätze bekommen 
können oder dafür Kosten aufwenden, die angesichts des geringen Haushaltseinkommens 
für sie erheblich sind, stellt die (fehlende/existierende) öffentliche Betreuungsinfrastruktur 
eine zusätzliche Hürde bei der Realisierung der Rolle als Familienernährerin dar. Es muss 
an dieser Stelle daran erinnert werden, dass teilzeitbeschäftigte Familienernährerinnen, bzw. 
solche mit einem arbeitsuchenden oder nicht erwerbstätigen Mann, im Regelfall keinen An-
spruch auf staatlich bezuschusste Ganztagskinderbetreuung haben. Andere haben auf 
Grund des begrenzten Angebots an Ganztagsbetreuung in ihrer Kommune Schwierigkeiten, 
überhaupt einen Ganztagsplatz zu finden. Familienernährerinnen, die für ihr Kind nur einen 
Halbtagsbetreuungsplatz haben, äußern insbesondere dann Probleme mit der Organisation 
des Familienalltags, wenn die Lage ihrer Arbeitszeit (oder die des Partners) variiert – so die 
Ergebnisse aus den beiden Forschungsprojekten. Vielfach berichteten Familienernährerin-
nen, deren Partner einer selbständigen Tätigkeit nachging, von entsprechenden Problemen. 
Schwierig wird es auch, wenn der arbeitslose Partner tageweise Arbeitsangebote erhält oder 
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zeitaufwändige Bewerbungsgespräche und Beratungen wahrnimmt und währenddessen die 
öffentliche Kinderbetreuung nicht zur Verfügung steht. Engpässe entstehen auch, wenn ihm 
eine Stelle angeboten wird, kurzfristig aber kein Aufstocken des Betreuungsumfangs möglich 
ist, da es in der Kommune an verfügbaren Plätzen mangelt – dieses Problem wurde vor al-
lem in NRW angesichts der jüngsten Reformen der öffentlichen Kinderbetreuung in den In-
terviews deutlich. Problematisch ist also, dass der durch die Anforderungen des Berufes 
ausgelöste Betreuungsbedarf zeitlich stärker und schneller oszilliert als die angebotenen 
Betreuungspakete folgen können. 
 
Nicht immer sind die Familienernährerinnen zudem mit der Qualität der angebotenen Kin-
derbetreuung in Wohnortnähe zufrieden. Dies überrascht nicht, liegt der Personalschlüssel 
für die Betreuung von unter 3-jährigen Kindern doch im Bundesdurchschnitt je nach Grup-
pentyp zwischen 1 zu 6 Kindern (Krippengruppen) und 1 zu 9,3 Kindern (geöffnete Gruppen, 
d.h. Kinder von zwei bis sechs Jahren) pro Vollzeitkraft. Er verfehlt damit den von der Ber-
telsmann-Stiftung empfohlenen Personalschlüssel für unter 3-jährige Kinder von 1 zu 3 deut-
lich (Pressemitteilung Bertelsmann-Stiftung vom 25. Juni 2009).  
 
Es bestehen noch längst nicht in allen Bundesländern verbindliche Regeln für die Qualitäts-
sicherung der Kinderbetreuung. Hinsichtlich der sieben wichtigsten Kriterien (maximale 
Gruppengröße, Fachkraft-Kind-Relation, Verfügungszeiten, Fachberatung, Fortbildung, Lei-
tungsfreistellung sowie der Umfang der Innen- und Außenflächen in KiTas) gibt es häufig 
keine landeseinheitlichen Regelungen: Dort, wo viele verbindliche Regelungen auf Landes-
ebene bestehen – wie z.B. in Niedersachsen, im Saarland oder in Thüringen – können die 
Eltern (und Kinder) eines Bundeslandes vergleichbare Rahmenbedingungen in den Kinder-
tagesstätten erwarten. Dort, wo wenige Regelungen bestehen – wie z.B. in Sachsen-Anhalt, 
in Bayern, Bremen oder Hessen – können in den einzelnen Kommunen unterschiedliche 
Qualitätsniveaus in der pädagogischen Arbeit entstehen. Dies hat letztlich unterschiedliche 
Bildungschancen für Kinder aus unterschiedlichen Kommunen zur Folge (vgl. Bertelsmann-
Stiftung 2010).  
 
Beim Ausbau der Ganztagsschule liegt Deutschland im europäischen Vergleich noch deut-
lich zurück: 2006 boten rund ein Drittel aller allgemeinbildenden Schulen in Deutschland eine 
Ganztagsbetreuung an (d.h. es gibt an mindestens 3 Schultagen pro Woche ein ganztägiges 
Angebot von mindestens sieben Zeitstunden) (BMFSFJ 2009: 65f.). Überwiegend handelt es 
sich dabei um einen so genannten offenen Ganztagsbetrieb, d.h. einzelne Schüler/innen 
nehmen auf Wunsch an diesen Nachmittagsangeboten teil. Nur 3% aller allgemeinbildenden 
Schulen bieten bereits einen sog. voll gebundenen Ganztagsbetrieb an, bei dem alle Schü-
ler/innen einer Schule verpflichtend an der Ganztagsbetreuung teilnehmen. Für Schulkinder 
lässt sich bisher eine große Heterogenität des Betreuungsangebotes in Deutschland je nach 
Bundesland sowie nach Schultyp konstatieren. Mit dem weiteren Ausbau der Ganztagsschu-
len, wie er aktuell mit dem Investitionsprogramm Zukunft Bildung und Betreuung (IZBB) vom 
Bund vorangetrieben wird, könnte sich dieser Zustand zukünftig verbessern. 
 
Angesichts dieser Situation ist es nicht verwunderlich, dass sich erwerbstätige Eltern mit 
Schulkindern in Deutschland vor allem verlässliche, längere Betreuungszeiten in der Schule 
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wünschen, um die Vereinbarkeitssituation der Familie zu erleichtern, kombiniert mit einer 
Hausaufgabenbetreuung sowie einer Essensversorgung am Mittag.  
 
Quantitative Daten dazu, was sich insbesondere Familienernährerinnen mit Schulkindern an 
Entlastungsangeboten wünschen, liegen bislang nicht vor. Die qualitativen Ergebnisse aus 
den beiden Forschungsprojekten zu Familienernährerinnen in West- und Ostdeutschland 
deuten jedoch darauf hin, dass sich die Wünsche der Familienernährerinnen hier von den 
allgemeinen Wünschen erwerbstätiger Eltern nicht unterscheiden. 
 
 

 
 
Abb. 2: Wünsche von berufstätigen Eltern mit Schulkindern (Quelle: BMFSFJ, Familienreport 
2010: 49). 
 
Neben den Angeboten der Kinderbetreuung nehmen Länder und Kommunen auch über das 
Angebotsnetz des öffentlichen Nahverkehrs direkten Einfluss auf das Alltagsleben von Fami-
lien – und dies ganz besonders in ländlichen Regionen. Ob ein bestimmter Arbeitsplatz ü-
berhaupt per Bus oder Bahn erreichbar ist oder wie lange die Wegezeiten dorthin gerade bei 
Schichtarbeit (also am frühen Morgen oder späten Abend) dauern – solche Fragen können 
den Ausschlag dafür geben, ob Frauen überhaupt erwerbstätig sein können bzw. ob eine 
konkrete Arbeitsstelle von ihnen angetreten werden kann. Wie die Ergebnisse der beiden 
Forschungsprojekte zu Familienernährerinnen zeigen, verfügen Familienernährerinnen nicht 
immer über einen PKW, um damit an den Arbeitsplatz zu gelangen. Selbst wenn in der Fami-
lie ein Wagen vorhanden ist, steht der Familienernährerin dieser nicht unbedingt für ihre We-
ge zum Arbeitsplatz bzw. zur Betreuungseinrichtung des Kindes zur Verfügung. Andererseits 
sind in Familien mit weiblicher Familienernährerin meist auch nicht die nötigen finanziellen 
Mittel gegeben, um zwei PKWs zu unterhalten.  
 
Probleme wurden auch hinsichtlich der Mobilität der bereits größeren Kinder von Familiener-
nährerinnen deutlich. Weder bietet der ÖPNV Kindern und Jugendlichen überall die Möglich-
keit, Kinder- und Jugendfreizeitangebote eigenständig zu erreichen, noch haben die Familie-
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nernährerinnen oder ihre Partner (angesichts von Mangel an Zeit, Geld und PKW) die Mög-
lichkeit, ihre Kinder zu den betreffenden Orten zu bringen. Dadurch sind einige Kinder im 
Sample von Nachmittagsangeboten faktisch ausgeschlossen. Dies kann nach den Aussagen 
der Interviewpartnerinnen aus kleineren Orten bzw. ländlichen Regionen auch nicht durch 
die Schulbusse kompensiert werden.  
 
In Berufen mit mobiler Tätigkeit (etwa der ambulanten Pflege) setzen Arbeitgeber trotzdem 
häufig zwingend den Besitz oder die Anschaffung eines PKW für die Stellenzusage voraus. 
Einige Arbeitgeber gewähren den neu eingestellten Frauen dabei Kredite für die Anschaffung 
eines PKW, den sie dann für die Ausübung ihrer beruflichen Tätigkeit einbringen müssen. 
Dienstwagen gibt es hier nur selten und wenn, dann eher für die alteingesessenen Beschäf-
tigten. Wegezeiten und Erreichbarkeit sind zugleich wichtige Faktoren, die über die Qualität 
von Betreuungslösungen der Kinder bzw. über die Auswahl der jeweiligen Schule für die 
Kinder mitentscheiden. 
 
 
   Handlungs- und Gestaltungsansätze 
 
!  Generell wäre eine stärkere Homogenität in Deutschland bezüglich des Anspruchs 

auf einen Betreuungsplatz für Kinder unter 6 Jahren sowie den damit verbundenen 
Betreuungszeiten und -kosten wünschenswert. Gleiches gilt auch für die Betreuungs- 
und Bildungsqualität in den einzelnen Bundesländern. Sinnvoll könnte hierzu ein 
bundesweiter Vergleich der Kommunen sein, in dessen Nachgang Mechanismen für 
die Einführung stärker angeglichener Bedingungen (v.a. Kostenregelungen, Quali-
tätsstandards) entwickelt werden sollten. Andernfalls droht eine Benachteiligung von 
Familien bzw. Kindern aus eher finanzschwachen Ländern bzw. Kommunen.  

 
!  Erforderlich ist eine weitere Verbesserung des Kinderbetreuungsangebotes, über das 

bislang erreichte Niveau hinaus. Den Familienernährerinnen ist es ein großes Anlie-
gen, den Ausbau von (wohnortnahen) Betreuungsangeboten für Kinder schnell vo-
ranzutreiben. Wird allerdings das bisherige Ausbautempo der vergangenen Jahre 
beibehalten, ist Schätzungen zufolge (Bertelsmann-Stiftung 2010) im Jahr 2013 ledig-
lich mit einem Betreuungsangebot für 23% der unter 3-Jährigen zu rechnen. Es be-
darf demnach gesteigerter Bemühungen um einen zügigen Ausbau der Plätze. 

 
!  Die angestrebte Betreuungsquote für Unter-3-Jährige sollte zudem noch einmal auf 

den Prüfstand gestellt werden, da zukünftig – mit wachsendem Anteil von Familiener-
nährerinnen und angesichts der maximalen Elterngeldzeit von 14 Monaten – durch-
aus ein Betreuungsbedarf für mehr als 35% der Kinder unter 3 Jahren bestehen 
könnte.  

 
!  Darüber hinaus bedarf es – aus Sicht von Familienernährerinnen und generell Zwei-

verdienerfamilien– eines erweiterten Angebotes an Betreuungsplätzen, die mehr als 
einen halben Tag abdecken (d.h. mehr als 5 oder mehr als 7 Stunden pro Tag). An-
gesichts dessen wäre zu diskutieren, ob der für 2013 geplante Rechtsanspruch auf 
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Kinderbetreuung für Kinder ab dem 2. Lebensjahr auf ganztägige Betreuung zu er-
weitern wäre.  

 
!  Dringend notwendig sind erweiterte Möglichkeiten, die Betreuungszeiten von Kindern 

im Kita- und Schulalter flexibler an die Zeiten des Familienalltags anpassen zu kön-
nen, welcher stark durch Erwerbsarbeitszeiten, Weiterbildungszeiten oder die Termi-
ne der Arbeitssuche bestimmt werden (betrifft: Kita, Hort, Ferienbetreuung).  

 
o Mehr Flexibilität könnte Eltern davon entlasten, gezwungenerma§en zu gro§e, f i-

xe Betreuungspakete zu wŠhlen (und bezahlen zu müssen), um für einen maxi-
malen Betreuungsbedarf gerüstet zu sein, selbst wenn dieser nur gelegentlich 
auftritt. Dies würde insbesondere auch die finanziell angespannten Haushalte mit 
weiblicher Familienernährerin entlasten. 

 
o Wünschenswert wären auch situativ angepasste Uhrzeiten bezüglich der tŠgli-

chen Bring- und Holzeiten, genauso wie die Möglichkeit für Eltern, eine halbtägige 
Betreuung des Kindes bei Bedarf auch dauerhaft bzw. gelegentlich ausschließlich 
nachmittags in Anspruch zu nehmen. 

 
o Dies meint auch eine variablere Gestaltung der Betreuungszeiten im Wochenver-

lauf: das Kind an einzelnen Tagen früher/später zu bringen oder früher/später ab-
zuholen (jeweils abgestimmt auf die tägliche Lage der Arbeitszeiten der Eltern), 
oder die effektiven Betreuungsstunden von zwei halben Tagen im Bedarfsfall 
wahlweise auch einmal als Ganztagsbetreuung nutzen zu dürfen (und stattdessen 
das Kind am Folgetag nicht zu bringen). Dies ist wichtig, um auch bei flexiblen Ar-
beitszeitlagen gemeinsame Eltern-Kind-Zeit zu ermöglichen. 

 
o Bedarf besteht zudem bei ausreichend frühen FrŸhšffnungszeiten, welche auch 

für schichtarbeitende Mütter nutzbar sind, die ihre Frühschicht aus zwingenden 
Gründen z.B. bereits um 6.00 Uhr beginnen müssen. Vorrangig ist hier allerdings 
stets die Frage danach zu stellen, ob der Beginn der Frühschicht nicht auch auf 
einen späteren Zeitpunkt verschoben werden kann.  

 
!  Betreuungsangebote für Kinder dürfen nicht generell implizit eine nicht-erwerbstätige 

oder zuverdienende Mutter voraussetzen, indem regelmäßig eine ausgeprägte häus-
liche Lernunterstützung erwartet wird. Auch können Betreuungseinrichtungen nicht 
umstandslos und ungefragt eine organisatorische Mitwirkung der Eltern bzw. Mütter 
an den Aktivitäten der Einrichtung einplanen. Da Familienernährerinnen diese oft 
nicht leisten können, könnte hier eine Benachteiligung der Kinder die Folge sein. 
Betreuungsinstitutionen müssen stattdessen ihr Angebot und ihre Leistungen so or-
ganisieren, dass Kinder von Familienernährerinnen (oder generell aus Zweiverdiener-
familien) nicht benachteiligt werden. 

 
!  Ganztagsschulen sind ebenfalls geeignet, Familien mit weiblicher Familienernährerin 

bei der Betreuung der Kinder wie auch bei der Organisation des Familienalltags zu 
unterstützen. Voraussetzung ist, dass in der Ganztagsschule auch eine Mittagsver-
sorgung (zu annehmbaren Preisen) sowie die Durchführung der Hausaufgabenerle-
digung angeboten werden. Ein weiterer Ausbau der Ganztagsschulen scheint in 
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Deutschland dringend geboten. Ergänzend sind Horte, Freizeitangebote aber auch 
„Kinderhotels“, die flexibel außergewöhnlichen Betreuungsbedarf abdecken, bedeut-
sam.  

 
!  Notwendig erscheint eine Qualitäts- und Kostenoffensive in der Kinderbetreuung, so 

dass überall wohnortnah qualitativ ausreichende Betreuungsangebote bestehen, die 
von erwerbstätigen Müttern auch ohne Vorbehalte in Anspruch genommen werden.  

 
o Notwendig ist die Festlegung von maximalen Elternbeiträgen für die Kinder-

betreuung in allen Kommunen, die auch für Familienernährerinnen mit ihrer häufig 
angespannten familialen Finanzsituation bewältigbar sind. Hier wäre auch an 
stärker reduzierte Gebühren im Falle von Geschwisterkindern zu denken, selbst 
wenn die Geschwisterkinder schon volljährig bzw. in Ausbildung sind (da auch für 
diese Kinder weiterhin finanzielle Belastungen von den Familienernährerinnen 
übernommen werden). 

 
o Wichtig ist ebenfalls die weitere Anhebung und Vereinheitlichung des Personal-

schlüssels in Bildungseinrichtungen im Sinne der vom Ländermonitor Frühkindli-
che Bildungssysteme (Bertelsmann-Stiftung 2010) empfohlenen Quoten. Dies gilt 
auch für die verbindliche Festlegung von Landesregelungen zur Qualitätssiche-
rung bei der Kinderbetreuung. 

 
Abschließend ist zu betonen, dass in den Interviews mit Familienernährerinnen trotz der auf-
gezeigten Defizite und Weiterentwicklungsbedarfe im Bereich der öffentlichen Kinderbetreu-
ung keineswegs der Wunsch nach einer möglichst umfangreichen Fremdbetreuung der Kin-
der geäußert wurde. Viele der Familienernährerinnen betonen stattdessen ihren ausgepräg-
ten Wunsch, selbst ausreichend Zeit mit den Kindern verbringen zu können (Projektbericht 
Westdeutschland). Es kann daher nicht um die Entwicklung eines Betreuungsangebots „rund 
um die Uhr“ zur weiteren Unterstützung entgrenzter und unvorhersehbarer Arbeitszeiten ge-
hen, wohl aber um mehr Flexibilität angesichts unterschiedlicher familiärer Arrangements 
und wechselnder zeitlicher Bedarfslagen.   
 
 
7.  Geschlechterrollen und -leitbilder  
 
Im Gegensatz zur scheinbaren Modernität, die mit einem wachsenden Anteil von Familien 
mit weiblicher Familienernährerin einher geht, lassen sich für Familienernährerinnen wie 
auch ihre männlichen Partner häufig recht traditionelle Geschlechterrollenstereotype feststel-
len. Dies korrespondiert mit der Tatsache, dass auch die alltägliche Praxis von Vaterschaft in 
Deutschland in weiten Teilen noch dem traditionellen Muster des Vaters als Ernährer der 
Familie entspricht (Schulz/Blossfeld 2006). Moderne, aktive Vaterschaft ist bei einem Teil der 
Männer – dies gilt etwa für das individualisierte Milieu – eher Bestandteil ihres Inszenie-
rungsrepertoires, als tatsächlich gelebte Form egalitärer Partnerschaft (vgl. Expertise Meu-
ser). Dabei tragen die die Partnerinnen diese Inszenierung durchaus mit. 
 
Die meisten Männer, die unfreiwillig aus der Ernährerrolle herausfallen, etwa auf Grund von 
Arbeitslosigkeit oder Erwerbsunfähigkeit, definieren sich dessen ungeachtet weiterhin als 
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„Berufsmenschen“ (vgl. Kreher 2007) und orientieren sich weiterhin am Normalarbeitsver-
hältnis als einer „tief einsozialisierten Normalitätsunterstellung“ (Bonß 1999: 213). Während 
sich junge Männer noch überwiegend in der Rolle als Familienernährer sehen, streben junge 
Frauen längst in großer Mehrheit eine partnerschaftlich-egalitäre Arbeitsteilung zwischen 
Beruf und Familie an (Keller 2009: 2). Dennoch zeichnet sich auch bei den 15- bis 30-
jährigen Männern bereits sehr viel deutlicher eine Doppelorientierung auf Beruf und Familie 
sowie ein aktives Interesse an Vaterschaft ab (Zerle/Krok 2008). 
 
Männer, die unfreiwillig nicht erwerbstätig sind, erleben diese neue Erwerbskonstellation mit 
ihrer Partnerin weniger als Chance für einen alternativen, nicht auf Erwerbsarbeit zugeschnit-
tenen Lebensentwurf, sondern häufig eher als Entwertung der eigenen Männlichkeit. Vor 
diesem Hintergrund müssen die Möglichkeiten skeptisch beurteilt werden, Männern, die un-
freiwillig Partner von Familienernährerinnen wurden, andere, alternative Lebensentwürfe 
nahe zu bringen: Aus einer entwerteten Männlichkeit heraus einen non-traditionellen Männ-
lichkeitsentwurf zu praktizieren erscheint wenig aussichtsreich (vgl. Expertise Meuser). Eine 
solche entwertete Männlichkeit stellt zudem eine zusätzliche Belastung für die jeweilige 
Paarbeziehung dar. Häufig verlangt sie den Partnerinnen zusätzliche Beziehungsarbeit ab, 
da diese bestrebt sind, die angeschlagene Geschlechtsidentität ihres Partners durch traditio-
nelles Geschlechterhandeln oder aktives Aufwerten des Partners zu „beheben“. In dieser 
Gemengelage ist ein maßgeblicher Grund für den Befund zu sehen, dass es sich beim Phä-
nomen der weiblichen Familienernährerin in den meisten Fällen keinesfalls um das Pendant 
des männlichen Familienernährers mit „umgekehrten Vorzeichen“ handelt, sondern dass 
Familienernährerinnen mehrheitlich besonderen Schwierigkeiten und Herausforderungen 
ausgesetzt sind.  
 
Allerdings zeigen die Projekte auch, dass es durchaus Ansätze einer pragmatischen Umori-
entierung bei Paaren gibt, die längerfristig in der Familienernährerinnen-Konstellation leben. 
Die Orientierung auf Partnerschaftlichkeit und die Zweiverdienerfamilie sowie ein solidari-
sches Zusammenstehen im Falle der als Schicksal erfahrenen Arbeitslosigkeit kann das 
stärkere Engagement der Männer und Väter im Haushalt und bei der Kinderbetreuung er-
leichtern.  
 
Wenn tradierte Rollenvorstellungen und Geschlechterleitbilder fortbestehen, während die 
Frau unerwartet zur Familienernährerin wird, steht dies einer partnerschaftlich-egalitären 
Aufteilung von Haus- und Fürsorgearbeit im Wege. Es ist genau dieses Festhalten an tra-
dierten Geschlechterleitbildern, während der Haupteinkommensstatus längst auf die Frau 
übergegangen ist, das verantwortlich für die ausgeprägte Doppelbelastung und die Belas-
tungskumulation bei vielen Familienernährerinnen ist.  
 
Die Zahl der Männer, die freiwillig im Rahmen eines ausgehandelten Paararrangements für 
längere Zeit die Familienarbeit übernehmen und ihrer Frau den Haupteinkommensbezug 
überlassen, fällt demgegenüber noch gering aus. Diese Männer zeichnen sich dadurch aus, 
dass sie beruflich weniger ambitioniert als andere Männer sind – während ihre Partnerinnen 
auch weniger Interesse als üblich daran haben, Haushalt und Familie als weibliche Domäne 
zu verteidigen. Solche freiwilligen non-traditionellen Geschlechterarrangements finden sich 
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tatsächlich bislang auffällig oft im Facharbeiter-, Handwerker- und einfachen Angestelltenmi-
lieu – während Männer aus der gebildeten Mittelschicht ihre Aufgeschlossenheit für solche 
Konstellationen häufig nur diskursiv belegen (vgl. Expertise Meuser).  
 
Für Frauen steht der Status als Familienernährerin häufig eher in Kontrast zu ihrer Ge-
schlechterrolle. Sie schätzen zwar die finanzielle Selbständigkeit, die mit dem von ihnen er-
wirtschafteten Haupteinkommensanteil für sie selbst verbunden ist. Genauso schätzen sie 
es, damit zur Absicherung der eigenen Familie beizutragen. Demgegenüber ist es aber ge-
rade nicht ihr Anliegen, den Partner bezüglich der Einkommenshöhe zu „überflügeln“ oder 
damit ihre Machtposition innerhalb der Paarbeziehung auszubauen. Hinzu kommt, dass der 
Familienernährerinnenstatus den Frauen zwar neue Möglichkeiten der finanziellen Unab-
hängigkeit eröffnet, genau diese Unabhängigkeit sie aber auch einengen kann (Meisenbach 
2009). In ihren beruflichen Entscheidungen müssen diese Frauen die Verantwortung für den 
Unterhalt der Familie anderen Belangen – wie etwa ihren persönlichen Berufs-, Weiterbil-
dungs- oder Mobilitätswünschen oder dem Wunsch nach weiteren Kindern – voranstellen 
(Völker 2004). Auch dies zeigt sich in den Ergebnissen der beiden Forschungsprojekte zu 
den Familienernährerinnen sehr deutlich. 
 
Bisher müssen weibliche Familienernährerinnen fast immer davon ausgehen, dass sie auch 
dann hauptverantwortlich für die Haus- und Fürsorgearbeit bleiben, wenn sie zu Hauptein-
kommensbezieherinnen der Familie werden. Denn der Status als Familienernährerin ändert 
in vielen Partnerschaften bzw. Familien nichts oder nur wenig an der traditionellen ge-
schlechtlichen Arbeitsteilung. Im Regelfall bleiben Frauen auch als Familienernährerinnen 
verantwortlich für die Versorgung der Kinder und des Haushalts, wobei die Partner von Fami-
lienernährerinnen im Durchschnitt einen etwas größeren Teil der Hausarbeit und der Kinder-
betreuung übernehmen als Männer aus anderen Erwerbskonstellationen, wie die SOEP-
Analyse zeigt. Dieses Fortbestehen traditioneller Arbeitsteilungsmuster kann teilweise damit 
erklärt werden, dass die Frauen keine stärkere Beteiligung ihrer Partner an der Fürsorgear-
beit einfordern, weil sie unfreiwillig zu Familienernährerinnen wurden und insgeheim selbst 
noch auf eine baldige Rückkehr zum männlichen Familienernährermodell oder zum weibli-
chen Zuverdienermodell hoffen. Sie halten ihrem Partner „den Rücken frei“, um ihm eine 
kurzfristige Erwerbsaufnahme oder ein Aufstocken seiner Arbeitszeit zu jeder Zeit zu ermög-
lichen (vgl. Böckler Impuls 2010: 6f., Projektbericht Westdeutschland) Dazu gehört auch, 
dass Familienernährerinnen ihre besondere Erwerbskonstellation nach außen verschweigen. 
Manche Familienernährerinnen wollen ihre Partner nicht noch zusätzlich in einen Rollenkon-
flikt bringen, indem sie auf die Übernahme von weiblich konnotierter Familienarbeit durch 
ihre Partner drängen würden. Die Abweichung von der männlichen Geschlechterrolle, die 
durch die Familienernährerinnen-Konstellation ohnehin schon gegeben ist, würde sich da-
durch noch weiter verstärken (vgl. Brines 1994).  
 
Frauen in Ostdeutschland haben insgesamt deutlich geringere Konflikte mit der Rolle als 
erwerbstätige Mutter, da durchgängige, lebenslange Erwerbstätigkeit für sie völlig normal ist. 
Zeitliche und kräftemäßige Schwierigkeiten liegen für ostdeutsche Frauen vor allem darin, 
gleichzeitig den Erwartungen beider Rollen als „erwerbstätige Frau“ sowie als „voll engagier-
te Mutter“ zu genügen. Angesichts ihrer Situation stellt sich in besonders dringlicher Weise 
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die Frage, wie man ostdeutsche wie westdeutsche Frauen darin unterstützen kann, ihren 
Partnern mehr Beteiligung an der Haus- und Familienarbeit abzuverlangen (vgl. Expertise 
Metz-Göckel). 
 
 
   Handlungs- und Gestaltungsansätze 
 
!  Von zentraler Bedeutung ist es, einen Geschlechterrollen-Pluralismus zu befördern, 

der unterschiedliche normative Geschlechterrollen für Frauen und Männer unterstützt. 
Auf diesem Wege sollen die gesellschaftlichen Spielräume für ein ausdifferenziertes 
Spektrum an verschiedenartigen Erwerbskonstellationen von Paaren erweitert wer-
den.  

 
!  Dies könnte den Raum schaffen für die Etablierung und gesellschaftliche Normalisie-

rung neuer und „anderer“ Männerrollen.  
 

o Um hierbei erfolgreich zu sein, müssten auch Orte etabliert bzw. gestärkt werden, 
an dem solche neuen männlichen Lebensentwürfe – insbesondere von jungen 
Männern – entwickelt und erprobt werden können. Es kann sich dabei etwa um 
Schulen und andere Bildungsinstitutionen, Kirchen oder Vereine (z.B. Sportverei-
ne) handeln. 

 
o Dabei gilt es auch, die nahezu ungebrochene Annahme einer generellen Arbeits-

marktverfügbarkeit von Männern grundsätzlich in Frage zu stellen. Dies ist nur 
über die Veränderung von Strukturen in der Arbeitswelt erreichbar und keinesfalls 
lediglich eine Frage des Einstellungswandels von Männern. 

 
o Auch auf Seiten der Frauen ist dazu eine Reihe von Neuorientierungen erforder-

lich: Zentraler Baustein einer Modernisierung von Geschlechterleitbildern bei 
Frauen wäre, dass sie auch solche Männer als Partner für sich akzeptieren, die 
einen niedrigeren Ausbildungsgrad aufweisen und/oder ein geringeres Einkom-
men als sie selbst erwerben – auch wenn dies für sie bedeuten würde, dass sie 
damit selbst zur Familienernährerin werden können. In Ergänzung dazu gilt es, 
Frauen zu ermutigen, ihre „traditionellen Einflusszonen“ der Haus- und Fürsorge-
arbeit stärker aus der Hand zu geben und diese egalitärer als bisher mit dem 
Partner zu teilen (vgl. Expertise Meuser) und den männlichen Beitrag nicht un-
ausgesetzt zu kritisieren (vgl. Projektbericht Westdeutschland). 

 
!  Es gilt, Familienkompetenzen offensiv als soziale Kompetenzen aufzuwerten, die für 

Frauen und Männer beruflich verwertbar sind und unter Umständen auch die Chan-
cen bei Bewerbungen aus der Arbeitslosigkeit bzw. Familienarbeitsphase heraus 
verbessern. Familienkompetenzen wie Koordinations- und Planungskompetenzen, 
Belastbarkeit und Stressresistenz gehören zu den wichtigsten Kompetenzen, die in 
der Familie erworben werden (Thiessen/Schuhegger 2009). Es gilt, für Frauen wie 
auch für Männer erfahrbar zu machen, dass solche Kompetenzen die Chancen auf 
Beförderung verbessern. Dies dient der Förderung von Frauen und der Geschlech-
tergleichstellung sowie nicht zuletzt den Vätern, die sich bisher schon aktiv in die Fa-
milie einbringen (vgl. die Expertisen von Jurczyk und Meuser). Hilfreiches Instrument 
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hierfür ist die Anwendung der „Kompetenzbilanz“ (Gerzer-Sass/Sass 2004). Mit die-
ser können die in der Familienarbeit erworbenen Kompetenzen von Beschäftigten in 
der betrieblichen Personalpolitik erkannt und als Leistungspotential für Betriebe er-
schlossen werden. 

 
!  Beide Geschlechter sind auf situative Anpassungen in den Familien- und Erwerbs-

konstellationen, mit einem Sich-Einlassen auch auf ungewöhnliche bzw. nicht-
traditionelle Paararrangements, noch nicht hinreichend vorbereitet.  

 
o In schulischen und außerschulischen Lernzusammenhängen sollten daher der 

Vermittlung und Erprobung von Lebensbewältigungskompetenzen, Zeit- und 
„Boundary“-Management sowie konstruktiven Konfliktlösungsstrategien ein stär-
keres Gewicht eingeräumt werden. Es gilt, Jungen und Mädchen zu beziehungs- 
und konfliktfähigen Akteur/innen zu sozialisieren. 

 
o Stereotypen Verhaltensweisen bei heranwachsenden Jungen und Mädchen sollte 

deutlicher entgegengetreten werden. Es gilt, Projekte zu fördern, die sich für offe-
ne(re) Geschlechtsidentitätsvorstellungen und ein Überwinden von Geschlechts-
rollenklischees einsetzen. Dies umfasst auch die zielgruppensensible Motivierung 
von Jungen für soziale Berufe. Dazu braucht es männliche und weibliche Bezugs- 
und Betreuungspersonen in Kita, Schule sowie der offenen Kinder- und Jugend-
arbeit, die ein erweitertes Repertoire an beruflicher Orientierung vermitteln kön-
nen. Diese Personen sollten für eine Gleichzeitigkeit von beruflicher Orientierung 
und fürsorglicher Praxis stehen – und die Kinder und Jugendlichen nicht weiterhin 
vorrangig auf eine geschlechternormierte „Normalbiographie“ hin sozialisieren. 

 
!  Insbesondere für Männer, die sich durch den Verlust der Erwerbstätigkeit bzw. des 

Haupteinkommensbezuges in ihrer Männlichkeit „verletzt“ fühlen und deren bisherige 
Geschlechterleitbilder in der neuen Lebens- und Einkommenssituation „entwertet“ 
wurden, müssen alternative Leitbilder und Orientierungen geschaffen werden, mit de-
nen sie sich identifizieren können. Daher gilt es, Strukturen zu fördern und auszubau-
en, die Männer auf diesem Weg der Neuorientierung und der Übernahme von alter-
nativen Geschlechterleitbildern unterstützen können. 

 
o Einen wichtigen, positiven Bezugspunkt bildet hierbei die Identifikationsfigur des 

aktiven Vaters bzw. des engagierten Erziehers der eigenen Kinder. Dies kann z.B. 
über eine politische Förderung eines starken Väter-Engagements in der Familie 
erreicht werden. Ein wichtiges Signal hierfür könnte die Erweiterung der Partner-
monate im Elterngeld geben. 

 
o Zentral ist auch, die Erwerbsarbeit als einzige oder wichtigste Anerkennungsquel-

le für Männer zu hinterfragen und Alternativen hierzu aufzuzeigen. Alternative 
Anerkennungsquelle könnte ebenfalls die engagierte Vaterrolle oder die Aus-
übung eines sozialen, politischen oder kulturellen Engagements bieten. 

 
!  Es bedarf einer fundierten Analyse, wie sich bestimmte vergeschlechtlichte Entschei-

dungen in wichtigen Lebensphasen des Paares für den weiteren Lebensweg auswir-
ken. Welche Pfadabhängigkeiten bestehen, wenn die Frau ihre Erwerbstätigkeit nach 
der Geburt des ersten Kindes verringert, während der Mann seine Arbeitszeiten im 
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Gegenzug in dieser Situation noch ausdehnt? Es bedarf der Antworten, wie man sol-
che Pfadabhängigkeiten auch zu späteren Zeitpunkten noch aufbrechen bzw. ihnen 
gegensteuern kann (vgl. Expertise Meier-Gräwe). 

 
!  Es gilt, institutionelle Vereinbarkeitsmaßnahmen explizit und grundsätzlich an beide 

Geschlechter zu adressieren, an Männer wie Frauen. Dies erfordert ein Abrücken von 
der bisherigen Vereinbarkeitspolitik, die sich vor allem auf die Frau als Zuverdienerin 
bezogen hat. 

 
 
8.  Fazit  
 
Bei Familienernährerinnen handelt es sich um eine heterogene Gruppe von Frauen, denen 
gemeinsam ist, dass sie in voller Verantwortung den Lebensunterhalt für sich, ihre Kinder 
und ggf. ihren Partner erwirtschaften. Jedoch ist die weibliche Familienernährerin mehrheit-
lich kein Pendant zum männlichen Familienernährer „mit umgekehrten Vorzeichen“. Statt-
dessen ist angesichts der zu beobachtenden Konstellationen davon auszugehen, dass es 
sich vielfach um schwierige und fragile Arrangements handelt. Frauen „ernähren“ nicht zu 
den gleichen Bedingungen wie Männer dies tun. Sie erlangen den Status häufig unfreiwillig 
und versorgen die Familie teilweise unter prekären Bedingungen, weil sie in der Regel weni-
ger Geld verdienen. Und sie tragen gleichzeitig – neben ihrem Haupteinkommensbezug – in 
den allermeisten Fällen weiterhin die Hauptverantwortung für die familiale Fürsorgearbeit.  
 
Daneben hat sich allerdings auch eine kleinere Gruppe von Familienernährerinnen entwi-
ckelt, die durch hohe Qualifikation und dementsprechende Arbeitsmarktposition, in Abspra-
che mit ihrem bewusst beruflich weniger stark orientierten Partner, neue, bisher noch unge-
wöhnliche Geschlechterarrangements leben und das Spektrum neuer Formen, die das 
männliche Ernährermodell ablösen, bereichern.  
Die deutsche Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik, die gegenwärtig mit einer inkonsistenten Mi-
schung von Regelungen und Leistungen teilweise am Bild des männlichen Familienernäh-
rers, teilweise an einem gleichberechtigt-egalitären Zweiverdienermodell anknüpft, ist auf 
diese neuen Familienkonstellationen bisher nicht adäquat eingestellt. Am Beispiel der Grup-
pe von Familienernährerinnen wird sehr deutlich, wie groß der gleichstellungspolitische Re-
formbedarf ist. 
 
Zur Förderung eines gleichberechtigten Geschlechtermodells müssten die aktuell bestehen-
den, widersprüchlichen sozialpolitischen Signale beseitigt und eigenständige Ansprüche an 
die Stelle abgeleiteter Ansprüche gesetzt werden. Daneben gilt es, die institutionellen Rah-
menbedingungen für Kinderbetreuung und andere Formen der Fürsorgearbeit adäquat zu 
gestalten, Mädchen und Jungen Kompetenzen zur eigenverantwortlichen Lebensführung zu 
vermitteln und sie auf ein breiteres Spektrum an Rollenoptionen vorzubereiten sowie – last 
but not least – die Erwerbs- und Einkommenschancen von Frauen zu verbessern. 
 
Über allen konkreten Einzelvorschlägen steht als grundsätzliche Anforderung, ein neues 
Leitbild in Deutschland zu verankern und dieses sozial-, familien- und arbeitsmarktpolitisch 
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entsprechend zu rahmen: das Leitbild des bzw. der ErwerbstŠtigen mit FŸrsorgeaufgaben im 
Lebensverlauf. Dabei geht es nicht darum, Frauen wie Männer bzw. Mütter und Väter gleich-
zeitig über den gesamten Erwerbs- und Lebensverlauf hinweg vollzeitig in Erwerbsarbeit zu 
integrieren und Fürsorgeaufgaben weitgehend an gesellschaftliche Institutionen zu delegie-
ren. Vielmehr sollen beide Geschlechter die Option haben und entsprechende Rahmenbe-
dingungen dafür vorfinden, ihre Erwerbsaufgaben mit ihren Fürsorgeaufgaben vereinbaren 
zu können, ohne dass es dadurch zu gravierenden beruflichen, einkommens- oder 
rentenbezogenen Nachteilen für sie kommt. 
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